















































ten“  in den neuen  Leitbildern und Handlungsstrategien  für die Raumentwicklung  in Deutschland  (2006) und 
inspiriert vom Modellvorhaben der Raumordnung „Überregionale Partnerschaften“ untersucht die Arbeit die 













hinaus, die sich Zeit  für die  im Rahmen der Arbeit durchgeführten  Interviews genommen haben und mit der 
Bereitstellung von Akteursinformationen entscheidend zum Gelingen der Arbeit beigetragen haben. 
























Im  Sinne der Policy‐Forschung wird  in der  vorliegenden Arbeit die Politikidee, mit großräumigen  regionalen 

















Es  zeigt  sich,  dass  großräumige  regionale  Kooperationen  in  erster  Linie  punktuell,  d. h.  in  einzelnen  Policy‐
Feldern, möglich sind. Durch die Bearbeitung nur eines Policy‐Feldes  ist es umso schwieriger, den Nutzen der 
Kooperation gerecht  zu verteilen. Der Aufbau einer gemeinsamen Kooperations‐ und Planungskultur  ist  zwi‐
schen unterschiedlichen Räumen in großräumigen regionalen Kooperationen ebenfalls schwieriger zu bewerk‐
stelligen als in räumlich relativ eng gefassten interkommunalen und regionalen Kooperationen. Durch die grö‐
























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































tiv‐analytische Metropolenforschung  geprägt war,  in den  letzten  Jahren  aber eine  immer  stärkere politisch‐
normative  Komponente  erhalten  hat,  durch  die  Raumordnung  forciert  (Raumordnungspolitischer  Orientie‐
rungsrahmen 1993, Raumordnungspolitischer Handlungsrahmen 1995, Leitbilder der Raumentwicklung 2006, 
weitere Beschlüsse der Ministerkonferenz für Raumordnung). Die Metropolregionen (Großstädte und  ihr Um‐
land)  stehen  an  der  Spitze  der  deutschen  und  europäischen  Städtehierarchie  und  sind  oftmals  dynamische 
Räume  mit  hohem  Bevölkerungs‐  und  Wirtschaftspotenzial.  Darüber  hinaus  existieren  aber  auch  ländliche 
Räume außerhalb der Metropolregionen, die eine dynamische Bevölkerungs‐ und Wirtschaftsentwicklung auf‐
weisen  können.  Die  Lissabon‐Strategie  der  EU  aus  dem  Jahr  2000  stützt  indirekt  die 
Metropolregionenkonzepte, da die  geforderte  verstärkte Ausrichtung der Politik  auf Wissen,  Forschung und 
Innovation  sich  in  diesen Gebieten  am  ehesten  aufgrund  der  dort  vorhandenen  Potenziale  umsetzen  lässt. 
Hinzu kamen Überlegungen einer EU‐Förderung für Metropolen  in der EU‐Förderperiode 2007‐2013, die aber 
auch in der laufenden Förderperiode nicht konkretisiert wurden. 




landschaften  gestalten“  gleichrangig  nebeneinander  stehen. Nichtsdestotrotz  befürworten  die  Leitbilder  die 
Stärkung von Stärken, die Bündelung von Kräften und Potenzialen. Um den Befürchtungen entgegenzutreten 
und möglichst alle Räume zu berücksichtigen, sollen neue Partnerschaften zwischen Stadt und Land entwickelt 
































tumsregionen einerseits  sowie peripheren und  strukturschwachen Regionen andererseits. Nachdem  sich ge‐
zeigt hat, dass sich (zumindest in Ost‐ und Mitteldeutschland)7 bislang die wirtschaftlichen Ausstrahlungs‐ und 





chen  und  politischen  Diskussionsprozesses  zur  Erarbeitung  der  „Leitbilder  und  Handlungsstrategien  für  die 
Raumentwicklung  in Deutschland“ als Richtschnur  für das gemeinsame Handeln der Raumordnung von Bund 
und  Ländern. Dieses  Papier  stellt  die  Fortschreibung  bzw. Weiterentwicklung  des  Raumordnungspolitischen 




Generierung  von Wachstumsimpulsen  und  Innovationen  sowie  für  die  Entwicklung  zur Wissensgesellschaft 
ihren Beitrag zu leisten.“8 
Damit dies geschehen könne, sei es erforderlich „raumübergreifende Entwicklungsstrategien zu formulieren“9, 








Lissabon‐  und Göteborg‐Strategie  partnerschaftlich  einbringen.  Insbesondere  den Metropolregionen  kommt 
bei der Weiterentwicklung von Kooperationsformen zwischen den Kernen und den Stabilisierungsräumen eine 
besondere Verantwortung zu. „Ziel sollte die Etablierung von Netzwerken, überregionalen Wachstumsbündnis‐
sen und  solidarische Partnerschaften  in Räumen  sein, die  immer  stärker miteinander verflochten und aufei‐
nander  angewiesen  sind.  Die  Herausbildung  und  Weiterentwicklung  von  großräumigen  Verantwortungsge‐
























rantwortungsgemeinschaften“  geführt.  Allerdings  fehlen  in  der Diskussion  in  vielen  Bereichen  die  theoreti‐
schen Grundlagen, u. A. auch, ob derartige großräumige Kooperationen aufgrund der Natur der vorhandenen 


























auf  ihre Übertragbarkeit auf das Politikfeld  „Raumentwicklungspolitik“  zu prüfen und  zur Beantwortung der 
Fragestellungen einzusetzen. 
Die  Forschung  zur  „klassischen“  interkommunalen Kooperation  kann auf eine  lange Tradition  zurückblicken. 
Hier  liegen  bereits  umfangreiche  Arbeiten  aus  den  vergangenen  Jahrzehnten  vor. Der  Reformeuphorie  der 


































Ein breites  Forschungsfeld wird  in der Verknüpfung  von Governance‐Ansätzen  zur Regionalentwicklung und 
interkommunalen Kooperation gesehen.20 Damit korrespondiert auch die  Idee der „großräumigen regionalen 
Kooperationen“. Zu den im Rahmen des Modellvorhabens der Raumordnung (MORO) „Überregionale Partner‐
schaften“  (vgl.  Kapitel  4.2.1.3)  umgesetzten  Kooperationen  zwischen  den  verschiedenen  Regionen  existiert 
eine Begleitforschung, allerdings sind die Untersuchungen dazu noch nicht abgeschlossen. Zudem setzt sie sich 
die Begleitforschung  stark mit  spezifischen  Fragestellungen der  einzelnen Modellvorhaben  auseinander. Die 
bislang  veröffentlichen  Abhandlungen  zu  den  „großräumigen  Verantwortungsgemeinschaften“  von 
BLOTEVOGEL21, LUTTER22 und SINZ23 beschränken sich  im Allgemeinen auf die Beschreibung des Entstehungspro‐
zesses der Leitbilder, einzig HAHNE/GLATTHAAR24 und ZIMMERMANN25 stellen grundlegendere Überlegungen an. 
Für  die  abstrahierte  Form  von  „großräumigen Verantwortungsgemeinschaften“  in  Form  von  „großräumigen 




im  großräumigen Maßstab  schließen  sowie  die  generelle Übertragbarkeit  von  Instrumenten  aus  dem  inter‐
kommunalen Bereich auf größere Maßstäbe prüfen. Dabei sollen mögliche  inhaltliche Anwendungsfelder, Er‐
















































chung einer Raumentwicklungspolitik  (Großräumige  regionale Kooperationen) hin untersucht. Mittels  Litera‐
turrecherche und aufbauend auf eigenen Erfahrungen wurden dabei die verschiedenen Aspekte  interkommu‐













Zur  Erhebung  von  empirischen Daten  zu  großräumigen  regionalen Kooperationen und der Verifizierung der 
theoretischen Erkenntnisse wurden vom Verfasser 27 Experteninterviews mit insgesamt 37 Personen zu Fragen 
des  individuellen Hintergrundes, der  jeweiligen  Institution, der Regionalentwicklung  im „eigenen“ Verantwor‐
tungsbereich, der Zusammenarbeit über den eigenen  räumlichen Umgriff hinaus  sowie  zum Themenbereich 
„Kooperation  zwischen  städtischen  und  ländlichen  Räumen“  durchgeführt.28  Bei  der  Auswahl  der  Experten 



















































































































































































entwicklung,  in welche die  Idee der großräumigen regionalen Kooperationen eingebettet  ist. Hierbei werden 
zunächst  die Grundphilosophien  und  Entwicklungslinien  der  Raumentwicklungspolitik  (Wachstumspolitik  vs. 
Ausgleichspolitik)  dargestellt  und  die wesentlichen  aktuellen  Einflussfaktoren  auf  die  Raumentwicklung  be‐
schrieben. Darauf aufbauend wird die Herausbildung von Metropolregionen und die Situation der  ländlichen 
Räume beleuchtet und das Spannungsverhältnis zwischen diesen beiden Raumkategorien vor dem Hintergrund 










tung  der  Voraussetzungen  für  großräumige  regionale  Kooperationen  aus  dem  bestehenden  Instrument  der 
interkommunalen Kooperation werden die bereits aus dem MORO‐Vorhaben „Überregionale Partnerschaften“ 
vorliegenden Erfahrungen  zu den großräumigen  regionalen Kooperationen ähnlichen  „großräumigen Verant‐
wortungsgemeinschaften“ in die Überlegungen mit einbezogen. 
Die empirische Überprüfung der theoretischen Erkenntnisse aus Kapitel vier steht  im Mittelpunkt des fünften 
Kapitels.  Anhand  der  beiden  Regionen  Rhein‐Hunsrück  und  des  Rhein‐Main‐Gebiets  werden  bestehende 
intraregionale Kooperationen genauer untersucht, die als Ausgangspunkt für großräumige regionale Kooperati‐






Rhein‐Hunsrück‐Region  und  ihre  Verknüpfungen  zum  Rhein‐Main‐Gebiet. Das  Kapitel  endet mit Handlungs‐



















Analyse  (oder  auch  Politikfeldanalyse31)  sowie  der  Implementationsforschung  (als  spezieller  Teil  der  Policy‐
Analyse) zurückgegriffen werden. Während die Policy‐Forschung auf eine umfassende Analyse des Policy‐Zyklus 
(vgl.  Kapitel  2.4.2)  angelegt  ist  und  damit  in  gewissem  Sinne  als  Oberbegriff  gelten  kann,  legt  die 
Implementationsforschung innerhalb des Policy‐Prozesses den Schwerpunkt auf die Untersuchung des Realisie‐
rungsprozesses  von Politik, wobei  in dieser Analyse die Verknüpfung mit  vorangegangenen Prozessschritten 





Die Policy‐Analyse  richtet  ihr Hauptaugenmerk auf die  inhaltliche Dimension von Politik. „[Sie]  fragt danach, 
was politische Akteure tun, warum sie es tun und was sie letztlich bewirken.“33 „[Sie] befasst sich [deshalb] mit 
den  konkreten  Inhalten, Determinanten  und Wirkungen  politischen Handelns  […]  [und]  entspricht  daher  in 
vielerlei Hinsicht der Rolle der Betriebswirtschaftslehre  in den deutschen Wirtschaftswissenschaften.“34 Dabei 
werden die Inhalte der Politik (policies) als Variablen betrachtet, während die politische Machtverteilung (poli‐








































Variable  zu erklären.  Im  Sinne  ihrer Erfinder  verstand  sie  sich als angewandte  Sozialwissenschaft, die hand‐
lungsrelevantes  Wissen  für  drängende  gesellschaftliche  Probleme  generieren  sollte.38  „Im  Verständnis  der 
meisten Policy‐Forscher  ist die Politikfeldanalyse  sowohl eine  interaktions‐  als  auch eine problemorientierte 
Wissenschaft. […] Sie ist interaktionsorientiert, da sie konkrete politische Entscheidungsfindungsprozesse ana‐
lysiert und das Zustandekommen der in der Praxis verwirklichten Lösung erklärt. Sie ist aber auch problemori‐
entiert,  in dem  sie  zur  sachadäquaten  Lösung politisch‐inhaltlicher  Fragen beitragen will bzw. nach  „besten 
Lösungen“ sucht.“39 „Die Kritik konservativer Vertreter des Faches  [der Politikwissenschaft] übersieht  […] die 
















che Querschnittsdisziplin ungefähr das  leisten  sollte, was die Medizin  für den menschlichen Körper  leistet.44 
Um das  Problemlösungsverhalten  von öffentlichen und privaten Organisationen besser  erklären  zu  können, 
wurde  das  verfügbare Wissen  über  bereits  vorliegende  Theorien  und Methoden  (z. B.  statistische  Entschei‐
dungstheorie, Kommunikationstheorie, Computersimulation, Kosten‐Nutzen‐Analyse, Kybernetik, ökonometri‐


































analytischen  Konzepten und Methoden  erschienen.  Seit den  1990er‐Jahren wird  in der  Policy‐Analyse nicht 
mehr nur die rein zweckrationale Verfolgung von Eigeninteressen thematisiert, sondern auch zunehmend auf 
die  Bedeutung  von  wissensbasierten  Programmkoalitionen  und  auf  die  Veränderung  von  Interessen  und 
Standpunkten im Politikentstehungsprozess hingewiesen.47 
In Deutschland wurde der Policy‐Forschung zunächst mit Skepsis begegnet,  teilweise wurde sie  für eine Me‐
thode  gehalten,  in  der weitgehend Bekanntes  in  neuer Aufmachung  verkauft werde,  da  die Ursprünge  der 
modernen Policy‐Forschung auf die kontinentale „Policeywissenschaft“48 des 17. und 18. Jahrhunderts zurück‐
gehen. Trotzdem breitete sich die Policy‐Analyse von den USA auch nach Deutschland aus, wobei  in der Bun‐











dem  „Postpositivismus“  und  der  „partizipatorischen  Policy‐Analyse“  eine methodologische  und  demokratie‐




Im  Jahr 2009 konstatiert STREECK:  „Die deskriptive Erfassung der  sozialen Realität durch Zählen, Messen und 















































Die  Untersuchung  der  Wirkungen  von  Politiken  gehört  streng  genommen  nicht  mehr  zur  Implementa‐
tionsforschung sondern zur Evaluationsforschung, die sich aus der  Implementationsforschung entwickelt und 
mittlerweile einen eigenen Forschungszweig mit eigener Methodik darstellt.58 Nichtsdestotrotz sind diese bei‐
den  Forschungsfelder  eng miteinander  verknüpft und die  Trennlinie  zwischen  ihnen  lässt  sich nicht  in  allen 
Fällen  klar  ziehen. Die  Implementationsforschung  ist  in  erster  Linie  auf  die Durchführungsphase  der  Politik 
gerichtet, während  sich die Evaluationsforschung  vorrangig  für den  Zielerreichungsgrad oder die Wirkungen 




























nahm dort  ihren Aufschwung, weil Sozialwissenschaftler, die zum Teil selbst  in die  Implementation von Akti‐
onsprogrammen  involviert waren, den politisch‐administrativen  Implementationsprozess als neues politikwis‐








setzenden  „Politik  der  inneren  Reformen“  geriet  rasch  die  durch  die  Besonderheit  des  deutschen  „Verwal‐
tungsföderalismus“ gegebene Beschränkung zentraler Planungs‐ und Steuerungskapazität  in das Blickfeld des 
























































































































• Politik  ist Handeln, welches gesellschaftliche Konflikte über Werte und materielle Güter  sowie über 
deren Verteilung verbindlich  zu  regeln versucht. Dazu gehört  im Bezug  zur Raumentwicklung  insbe‐
sondere die Durchführung von rechtsstaatlichen Planverfahren, welche insbesondere die Nutzung des 
Bodens (als materielles Gut) ermöglichen bzw. beschränken. 
• Politik  ist die Gesamtheit  jener Prozesse, die  zur Herstellung von Akzeptanz  für  staatliche Entschei‐
dungen dienen. Diese Komponente des Politikverständnisses  ist ebenfalls von großer Bedeutung  für 
die Raumordnung, da Raumentwicklungspolitik oftmals als „Verhinderungsplanung“ gesehen wird und 
sich  deshalb  sehr  stark  um  Akzeptanz  bei  Akteuren  und  Betroffenen  bemühen  muss  (vgl.  Kapitel 
2.5.1.5).  
Dabei kann die Raumordnung (hier als Instrument der Steuerung der Raumentwicklung verstanden) durchaus 

































































































































deren  Ergebnis  als  „impact“  bezeichnet wird  (Verhaltensänderung,  Anpassungsstrategien, Widerstand). Mit 






















































eher  selten eindeutige Anfänge und Abschlüsse besitzen,  sondern Politikinhalte  ständig  formuliert, durchge‐
führt, evaluiert und verändert werden, allerdings in einem vielfältig verflochtenen und prinzipiell nie endenden 
Prozess.88 Dies hat zur Folge, dass, wenn die gestaltende Wirkung der Politik untersucht werden soll, auch der 

















Die  jeweilige Aufteilung  in  verschiedene  Schritte  ist  sowohl  im  Phasen‐Modell  als  auch  im  Policy‐Cycle  rein 
analytisch bedingt, um abgegrenzte Untersuchungsfelder  zu  schaffen.  In der Praxis der Politik  können diese 
scharfen Trennlinien in den meisten Fällen nicht gezogen werden, da sich die einzelnen Phasen vielfach über‐









lässt.  Insgesamt  führe  die Orientierung  am  Phasenmodell  zu  einem  zu  stark  vereinfachten,  unrealistischen 
Politik‐ und Weltbild. Zum Beispiel könne die Umweltpolitik  in der Bundesrepublik nicht verstanden werden, 





DOSE  kritisiert, dass das Analysemodell des  Policy‐Cycle  trotz  seines unbestreitbaren  analytischen Potentials 














































Die Auswahl  der  Themen  für  die  politische Agenda wird  von  bestimmten Mechanismen  beeinflusst,  da  die 
Problemwahrnehmung  ein politischer  Prozess  ist,  in dem die  Präferenzen,  Problemlösungsphilosophien und 
Handlungskapazitäten der  entscheidenden Akteure  eine  zentrale Rolle  spielen.  So  kann die Agenda‐Setting‐
Phase als Filter gesehen werden, welche bestimmte (politisch unerwünschte) Probleme unter Umständen voll‐
ständig  ignoriert. Die  Erfahrung  der  Politikwissenschaftler  zeigt,  dass  der  objektive  Problemdruck  kaum  als 
entscheidender Faktor  für die  Initiierung und  Intensität der Problembearbeitung auf politischer Ebene gelten 
kann.96 Vielmehr haben eher Sachverhalte die Chance, auf die Agenda gesetzt zu werden, welche sich durch 
eine besonders einfache und eingängige Problemdefinition auszeichnen und sich damit  leicht  fassen und ab‐

























mentreffen  ist von einem äußerst  instabilen Variablenkomplex  (Interessenskonstellationen, Handlungskapazi‐













eine Rolle spielen  (Policy‐Netzwerk, vgl. Kapitel 2.5.2.4).  104 „Regelmäßig einigen sich  Interessengruppen und 
Ministeriumsvertreter  in  informellen  Austausch‐  und  Verhandlungsgesprächen  auf  bestimmte  Policies,  die 
dann in der parlamentarischen Arena entweder umgesetzt oder noch substanziell verändert werden. Substan‐





























MARCH  und  OLSEN107  bestehen  alle  Entscheidungsprozesse  aus  vier  weitgehend  voneinander  unabhängigen 
„Strömen“: 
• Lösungen, die nach Problemen suchen, auf die sie angewendet werden könnten, 







sehbar.  In einer Mülltonne  (garbage can)  treffen diese Ströme mehr oder weniger zufällig zusammen. Dabei 
existieren nach der Theorie mehrere Mülltonnen, so dass das Zusammentreffen von bestimmten Akteuren mit 
bestimmten  Lösungen  entscheidend davon  abhängt, welches  Etikett die  einzelne Mülltonne  trägt.  Im Deut‐
schen wäre der Begriff des „Schubladenmodells“ anstelle der Mülltonne eher geeignet.108 
Die Formulierung der räumlichen Politik erfolgt auf vier verschiedenen Ebenen: Auf Bundes‐, Landes‐, regiona‐
ler und kommunaler Ebene. Allerdings kann  in der  räumlichen Planung und Entwicklung der  zentrale Begriff 
„politisches Programm“ kein  fest umrissenes Bündel von Zielen und Maßnahmen kennzeichnen,  sondern  ist 






































Policy‐Making‐Prozess mit der  Implementation beispielsweise  eines  konkreten Handlungsprogrammes  abge‐
schlossen wurde, stellt sich die Frage, inwieweit dieses Programm auf das Ausgangsproblem eingewirkt hat und 
ob  dieses  nun  beseitigt,  reduziert, nicht  beeinflusst  oder  im  ungünstigsten  Fall  sogar  vergrößert wurde.  Im 


















• situative Variablen  (Katastrophen, neue wissenschaftliche  Erkenntnisse, politische  Skandale), die  zu 
Veränderung des Kräfteverhältnisses zwischen den Akteuren beitragen sowie 





Evaluation muss daher  immer  in Abhängigkeit des Akteurs betrachtet werden, welcher die Evaluation  in Auf‐































beteiligten Akteure, die  inzwischen viele Spezialressourcen  in einem bestimmten Politikbereich  investiert ha‐
ben, dies auch so wahrnehmen müssen und das Programm abgeschlossen wird.122 















Während  diese  beiden  Alternativen  lange  Zeit  im  Lichte  des  ideologischen Gegensatzes  zwischen  Plan  und 
Markt standen, kann heute behauptet werden, dass ein Wechsel von einem  Interventionsstaat hin zu einem 
einerseits ordo‐liberalen und  andererseits  kooperativen  Staat  vollzogen wurde.  So wurden  Interventionsfor‐
men  und  ‐prozesse  im  klassischen Wohlfahrtsstaat unter  dem Betriff der  politischen  Planung  subsummiert, 
während  selbige  im  kooperativen  Staat mit  dem  Begriff  politische  Steuerung  bezeichnet wird.123 Der  ordo‐
liberale  Staat hat dabei die wichtige  soziale Koordinierungsfunktion, über  gesetzliche Regeln den optimalen 
Ablauf von Marktprozessen zu gewährleisten. Der kooperative Staat (mit kooperativer Verwaltung124) setzt auf 
die Vernetzung der  staatlichen und gesellschaftlichen Akteure, die er  zur Selbstorganisation anleitet,  fördert 
und koordiniert.125 Für den Bereich der Kommunen stellt BANNER eine Verschiebung von der Ordnungskommu‐



















fast  zum Modebegriff geworden, nicht nur  in den Sozialwissenschaften,  sondern auch  in Politik und Verwal‐
tung.  […] Der Governance‐Begriff  ist mehrdeutig –  so mehrdeutig, dass manche  ihn  für wissenschaftlich un‐
brauchbar halten.“127 Governance meint die Gesamtheit aller nebeneinander bestehender Formen der kollekti‐
ven Regelung gesellschaftlicher Sachverhalte: von der institutionalisierten zivilgesellschaftlichen Selbstregelung 
über  verschiedene  Formen  des  Zusammenwirkens  staatlicher  und  privater  Akteure  bis  hin  zu  hoheitlichem 
Handeln staatlicher Akteure.128 Oder kürzer gefasst: Governance bezeichnet die verschiedenen Mechanismen, 
die in einer Population von Akteuren Ordnung stiften können.129 
Diese Mechanismen werden  in  ihrer Ausdifferenzierung  immer vielfältiger, weil „der souveräne Staat, dessen 























































Kategorisierung  aus  dem  Jahr  1987  stammt.  Zum  Einen  kann  es  sich  um  kompetitiv‐regulative  Instrumente 
handeln, welche das Marktverhalten – wenn man  in einem  Staatswesen bei den Kommunen untereinander 




Kommunen  als negative,  kostenverursachende bzw.  einnahmenmindernde  Folge wirtschaftlicher Produktion 
gesehen. 
















sichtigt werden,  dass  die Nutznießer  einer  Intervention  nicht  unbedingt  identisch mit  den Normadressaten 



































bestimmte Auflagen gekoppelt  sind. Positive Anreizprogramme  sollen das Verhalten  ihrer Adressaten beein‐
flussen,  indem  sie es  im Sinne der Programmziele verändern oder  indem  sie unerwünschte aber andernfalls 














fähige  Instrumente durchgesetzt. Als Beispiel  kann  in diesem Zusammenhang der  internationale Handel mit 
























































Maßnahme  zu überzeugen. Da auch Parteien,  Interessensverbände und Adressaten  selbst  zu diesem  Instru‐
ment greifen können, um ihre Position argumentativ zu stärken, tragen die von verschiedener Seite finanzier‐
ten Studien zur Strukturierung der öffentlichen Debatte und zur Meinungsbildung bei, die dann evtl. zu verän‐
dertem Handeln der Akteure  führt.155  Selbstverständlich besteht dabei  immer die Gefahr  von  tendenziösen 
Studien und käuflichen „Gut“achten.  
Überzeugungsprogramme haben in der Regel präventiven Charakter, d. h. sie sollen der Entstehung oder Ver‐






















Anwendung.  Allerdings  ist  diese  Abfolge  des  Instrumenteneinsatzes  nicht  zwangsweise, wie  sich  durch  die 











setzung dieser  Steuerung waren demnach  regulative  Instrumente. Bereits  zu dieser Zeit war aber  klar, dass 
Verhandlungs‐ und Überzeugungsstrategien in der Umsetzungsphase staatlicher Programme eine große Bedeu‐
tung  zukommt.158  Durch  massive  Implementationsprobleme  planungspolitischer  Reformen  (zentrale  Vorha‐
benplanung in der Bundesregierung, Bundesraumordnungsprogramm) wich die Planungseuphorie einer Skepsis 
gegenüber  staatlichen  Steuerungskapazitäten  und  bereitete  dem  Leitbild  des  „schlanken  Staats“  (ca.  1980‐
1995) den Weg. Zunächst wurde  in diesem Leitbild die Lösung der Probleme  in binnenorientierten Ansätzen 
wie  Aufgabenkritik,  Deregulierung,  Entbürokratisierung  sowie  Rechtsbereinigung  gesucht,  bevor  Ende  der 
1980er  Jahre die Lösungen zunehmend  in den Erfahrungen des Privatsektors gesucht wurden.  In Verbindung 
mit ökonomischen Ansätzen entwickelte der betriebswirtschaftliche Manageralismus ein  Instrumentenset  für 







Restriktionen  staatlicher Steuerung. Nicht allein der Staat  ist  für die  Lösung gesellschaftlicher Probleme ver‐
antwortlich, sondern diese sollen, wo immer möglich, an die Zivil‐ und Bürgergesellschaft zurückgegeben wer‐
den. Ein  zentrales Problem  staatlicher  Steuerung und Problemlösung  im  Sinne  von Governance wird  zuneh‐
mend  in der Gesellschaft  selbst gesehen  („Gesellschaftsversagen“). Das Governance‐Leitbild problematisiert, 
inwieweit  die  „stakeholder“  von  Sachverhalten  (z. B.  Bürger,  Vereine  etc.)  in  die  Lösung  des  Problems 






























tungseinheiten gar keinen Anlass dazu  sehen,  ihr Handeln mit anderen  zu koordinieren.  In der Koordination 





formen und  akzeptiert daher hierarchische  regulative  Steuerungsformen und  indirekte  Steuerung  als  Steue‐





Während  sich  EASTONs Modell  des  politischen  Systems  (vgl.  Kapitel  2.4.1)  hauptsächlich  auf  die  Interaktion 
zwischen System und Umwelt konzentrierte, wird seit der verstärkten Anwendung akteurszentrierter Perspek‐
tiven  in sozialwissenschaftlichen Analysen die öffentliche Politik  (im Sinne von policies) stärker unter den As‐
pekten  der  Akteurskonstellation  (Binnenstruktur  der  Politik)  und  ihres  inneren  Funktionsmechanismus'  be‐
trachtet.167 Politik wird dann als Interaktionsergebnis einer Vielzahl von Akteuren und nicht mehr als Entschei‐
dung  eines  einzigen Akteurs  (z. B. des  Parlamentes, der Regierung)  gesehen. Diese Akteure handeln  jedoch 
nicht immer rational und strategisch, wie dies die Rational‐Choice‐Ansätze vertreten. So kann das Verhalten der 
Akteure  auch durch Anpassungsverhalten  geprägt  sein oder durch  sogenannte Rollen‐Programme,  in denen 
Akteure  größtenteils  vorstrukturierten  Routinen  folgen, welche  durch  ihre  jeweilige  Institution  vorgegeben 
sind. Neuere Ansätze gehen jedoch insoweit über eine reine Konzentration auf die Untersuchung der Akteure 
hinaus, dass sie auch relevante strukturelle,  institutionelle oder systematische Faktoren einbeziehen, von de‐
nen das Handeln der Akteure  letztlich ebenfalls beeinflusst wird  (Akteurszentrierter  Institutionalismus168).169 
Diese sind je nach Thema unter Umständen anders zusammengesetzt. RÜB geht dabei davon aus, dass Interes‐
sen und Präferenzen dem politischen Prozess endogen und damit variabel sind. Institutionelle Strukturen und 
politische Dynamiken  legen Variationen von Präferenzen nahe, um  je nach Ausgangslage und  je nach Strate‐
giewahl  von  anderen Akteuren die  jeweils  eigenen  festzulegen. Präferenzen werden durch und  in  Entschei‐
dungsprozessen formuliert und reformuliert.170 
Akteure bei der Formulierung und Umsetzung von Politiken sind nicht nur die durch die politische Verfassung 
einer  Gesellschaft  in  formeller  Weise  als  Träger  gesellschaftlicher  Regelungs‐  und  Steuerungskompetenzen 




































bündeln.  Jedoch sind kollektive Akteure  letztlich von den Präferenzen  ihrer Mitglieder abhängig und werden 
von diesen kontrolliert. Korporative Akteure hingegen sind  in sehr viel weiterem Maße unabhängig.176 Da die 
Koordination  innerhalb kollektiver Akteure mit zunehmender  Individuenzahl schwieriger wird, weil es  immer 
aufwendiger wird, die Einzelhandlungen  im Hinblick auf das gemeinsame Ziel abzustimmen und die Akteure 






bar  sind.177  In vielen modernen  Industriegesellschaften verbunden mit der Massendemokratie  spielen daher 
individuelle  Personen  keine  bedeutende  Rolle  bei  der  Politikentstehung  („Verbändedemokratie“).  Selbst  in 









mierungen,  z. T. ergeben  sich auch projektspezifische neue Akteurszusammenschlüsse wie  z. B. Arbeitsgrup‐























denen  Handlungsbedarf  und  Steuerungskapazität  auseinanderklaffen.  Das  traditionelle  Gefüge  der  lokalen 
Akteure und damit  verbunden das  lokale Regieren,  zwischen Rat, Bürgerschaft und Bürgermeister  ist durch 


















  Verbände  Parteien  Parlament  Regierung  Verwaltung 
Problemdefinition  ?  ?    ?  ? 
Thematisierung  ?  ?    ?  ? 
Politikformulierung  ?  ?  ?  ?  ? 

































































geteilte  Überzeugungen  zusammengehalten  werden,  ihre  Expertise,  Kompetenz  und  Überzeugungen  in  die 
Politikproduktion einbringen.“187 

































Concentration  Dominance  Asymmetric Bargaining  Hierarchial Cooperation 

























































































unterschiedliche  Leistungsfähigkeiten  aus, wobei die  jeweiligen Entscheidungsregeln drei Anforderungen  zu‐
gleich genügen müssen:203 
• Effektivität: Die Entscheidungsregel muss in der Lage sein, zuverlässig Entscheidungen zu produzieren, 


















































































































von Bund und  Ländern gemeinsam  finanziert. Kurz: Bund und  Länder  sind  funktional voneinander abhängig, 
und sie können in wichtigen Fragen auch nur im Konsens handeln.“217 Mittlerweile wird auch häufig der aus der 
Europaforschung  stammende Begriff  „Multilevel Governance“ benutzt, der dann  stets  auch die europäische 
(und  internationale)  Ebene,  die  dort  angesiedelten  Kompetenzen  sowie  die  angewandten  Regelungs‐  und 
Steuerungsmodi mit einschließt.218 Dieser Begriff wird auch  in der Wirtschaftssoziologie verwendet.219  In der 
europäischen Union kommt es angesichts der Akteurskonstellationen und Vetospieleroptionen oftmals nur zu 






handlungen  einen möglichst  großen  kollektiven Nutzen  zu  ziehen,  sind  Interaktionen  (Verhandlungen)  zwi‐
schen den Akteuren der Policy‐Netze notwendig. Dabei können die Akteure sowohl auf verschiedenen staatli‐
chen  Ebenen  angesiedelt  als  auch privater  oder  öffentlicher Natur  sein  (vgl.  Kapitel  2.5.2.1), was  zu  unter‐

































te.224  In  allen  Verhandlungssystemen  ist  die  Verhandlungsstrategie  des  einzelnen  Akteurs  zentral  für  den 
schlussendlichen Erfolg.225  






zugrundeliegenden  Interessen  zurückführen,  woraus  sich  wiederum  die  verschiedensten 
Akteurskonstellationen ableiten  lassen.227 Diese können auf der einen Seite  in Nullsummen‐ und Positivsum‐
men‐/Win/Win‐Konstellationen  und  auf  der  anderen  Seite  in  die  sogenannte  Gruppe  der 
gemischtmotivationalen  Konstellationen  eingeteilt  werden.  Alle  im  Weiteren  aufgeführten 
Akteurskonstellationen können in ihrer Komplexität gesteigert werden, wenn Aspekte wie wiederholte Interak‐















In  Positivsummenkonstellationen  ergeben  sich dagegen  verteilungsfähige Gewinne.  Ein besonderer  Typ  sind 
dabei Win/Win‐Konstellationen, die für alle Beteiligten Vorteile bringen. Darunter fallen auch reine Koordinati‐
































jedenfalls  autonom  – miteinander  agieren,  gegeben, wogegen  in  klassischen hierarchischen  Systemen diese 









diese  zum beiderseitigen Nutzen an.  Lösung 2 und 3 können  zu einigungsfähigen  Interessenskonstellationen 




In  Vertrauenssituationen  herrscht  zwischen  den  jeweils  Beteiligten  das Vertrauen,  dass  sie  sich  gegenseitig 
nicht ausbeuten, sofern sie die Möglichkeit dazu hätten. Tragfähiges Vertrauen erleichtert die Kooperation und 
damit den  Interessensausgleich  in hohem Maße, da Vorsichtsmaßnahmen, Kontroll‐ und Versicherungskosten 
ganz oder  teilweise entfallen  können. Ein Vertrauensdilemma besteht dann, wenn die Beteiligten  zwar eine 
vertrauensvolle Beziehung  vorziehen würden, bei  eigenem  vertrauensvollem Verhalten  aber mit der Gefahr 
rechnen müssen, ausgebeutet zu werden und daher nicht vertrauen. In der Spieltheorie wird diese Konstellati‐






























die  Landesverteidigung nur  als Ganzes  realisieren  lässt.  Für den Einzelnen wäre  es  rational,  sich  gegen den 
Beitrag zu entscheiden, so dass es sinnvoll ist, einen öffentlichen korporativen Akteur damit zu beauftragen (in 



















Die  Koordination mit  Verteilungskonflikt  ist  eine  Situation,  in  der  die  Akteure  gewillt  sind,  sich  gemeinsam 
bestmöglich bei der Verteilung abzustimmen. Diese Situation  ist auch als „Battle of the Sexes“ (Geschlechter‐
kampf) bekannt. Sie bildet den Normalfall gemischtmotivationaler Akteurskonstellationen in funktionierenden 
Gesellschaften ab,  in denen Akteure  ihre  individuellen Präferenzen grundsätzlich  im Rahmen übergeordneter 
Koordinationsanforderungen zu mäßigen haben. Dabei werden kooperative Lösungen am höchsten bewertet, 
die hier allerdings nur möglich  sind,  solange einer der Beteiligten auf  seinen  Interessen beharrt, der andere 
seine  Interessen aufgibt. Beharren dagegen beide auf  ihren Wunschoptionen oder  versuchen beide, auf die 
Wunschoption des anderen einzugehen, führt dies zu geringeren Nutzwerten für beide Beteiligte. Dieser Ver‐
teilungskonflikt stellt aber nur dann ein Problem dar, wenn es sich um unteilbare Güter handelt. Er kann dann 
aber eventuell durch  Iteration/Wiederholung entschärft werden,  so dass beide Akteure  im Zeitverlauf gleich 
stark  profitieren  können.243  Besonders  häufig  ist  diese  Konstellation  in  politischen  Systemen,  die  in  hohem 
Maße von Politikverflechtung geprägt sind, wie dies  in der Bundesrepublik mit der vertikalen Verflechtung  in 






































Die Raumentwicklungspolitik  lässt sich  in den Kategorien der Policy‐Analyse grundsätzlich wie  jedes beliebige 
andere Politikfeld auffassen. Dabei kann unterschieden werden zwischen den rahmensetzenden Vorgaben,  in 
denen  die  Raumentwicklungspolitik  stattfindet  (polity,  vgl.  Kapitel  2.3)  den  Ergebnissen  der  Raumentwick‐
lungspolitik (im Terminus der Policy‐Analyse auch als Programm bzw. policy bezeichnet, vgl. Kapitel 2.3) sowie 
dem Prozess bzw. der Entstehung raumbezogener Politik (politics, vgl. Kapitel 2.3).  
Je  nach  Betrachtungsgegenstand  können  die  verschiedenen  Kategorien  nicht  eindeutig  bestimmt  werden. 
Während z. B. das Raumordnungs‐ und die Landesplanungsgesetze einerseits klassische Beispiele für ein „Pro‐
gramm“  (im Sinne der Terminologie der Policy‐Analyse)  im Politikfeld Raumentwicklung sind, für die z. B. das 
Grundgesetz  den  zugehörigen  Rahmen  (polity)  darstellt,  sind  für  Regionalpläne  (§ 8 ROG,  § 9 LPlG RLP, 
§ 9 HLPG,  Art. 18 BayLplG)  oder  regionale  Entwicklungskonzepte  (§ 8 III  und  § 13 II  ROG,  § 11 I LPlG  RLP, 
§ 19 HLPG) die genannten Fachgesetze wiederum die polity. Der Entstehungs‐ und Aushandlungsprozess mit all 
seinen,  in  dem  z. B.  regionale  Entwicklungskonzepte  aufgestellt werden,  lässt  sich  demnach  als  politics  be‐









ken  (impact). Die  Reaktion  des  gesamtgesellschaftlichen  Systems  und  sein  neuer  Zustand werden  dann  als 
Auswirkung der Politik (outcome) bezeichnet. Prägnant fassen BLUM/SCHUBERT zusammen: „Als Output werden 

































Das Beispiel  in Tabelle 10  zeigt, dass die Auswirkungen  (outcomes) politischer Programme und Maßnahmen 






































































































fasst  werden.  Bei  der  Implementation  von  politischen  Programmen  (policies)  können  drei  Typen  von  Pro‐







formellen  Planungsverfahren)  und  die  Verhandlung  über  die  Ausgestaltung  der  eigentlichen  Raumentwick‐
lungspolitik (d. h. des Plans, des Programms) können teilweise auch als entscheidungsregelndes Programmele‐




































































Die  Konstellation  der  Akteure  in  raumplanerischen  Entwicklungsprozessen  lässt  sich  oftmals  in  Form  eines 
Netzwerks beschreiben. Dieser Begriff wurde von HECLO251 in den 1970er‐Jahren entwickelt und ist als das Zu‐
sammenwirken der unterschiedlichsten exekutiven, legislativen und gesellschaftlichen Institutionen und Grup‐
pen bei der  Entstehung und Durchführung  einer bestimmten  Policy  zu  verstehen. Die Machtverteilung  zwi‐
schen den Akteuren kann hierarchische  Interaktionen hervorrufen, durch welche die Netzwerke kategorisiert 
werden  können.  Die  Machtverteilung  in  Raumentwicklungsprozessen  (insbesondere  der  Ansiedlungspolitik) 
wird oftmals kritisiert, da immer noch vielfach das klassische Zerrbild vom potenten Investor vorherrscht, des‐
sen wirtschaftliche  Interessen stärker gewichtet werden als die  Interessen verschiedener Randgruppen  in der 
Bevölkerung. Durch Massenmedien und  Informationsmöglichkeiten  im  Internet herrscht  in aktuellen Entwick‐

























„die  abnehmende  Erklärungskraft  korporatistischer  Ansätze  […]  im  Gegenzug  zu  einer  Renaissance 























lung  ist  teilweise ähnlich wie  in anderen Politikfeldern,  teilweise  ist sie  jedoch erheblich komplexer gelagert. 
Dies liegt in erster Linie darin begründet, dass die räumliche Planung oder auch die Regionalentwicklungspolitik 


































divergierender  Interessen) müssen aufgrund der  Inkongruenz von sektoraler und  territorialer Perspektive bei 






Nein  ist  jedoch,  zumal, wenn es  auf den ohnehin  schwer  zu  fassenden  [, oftmals normativen] Kriterien der 
Raumordnung beruht, mit so hohen [teilweise auch immateriellen] Kosten verbunden, dass es kaum durchzu‐
halten ist.“260 Dieser Konflikt zeigt sich bei allen Planungs‐ und Entwicklungsprozessen, ob die steuernde Insti‐










behauptet, wurde hauptsächlich mit  theoretischen  Konzepten  (Zentrale‐Orte‐Konzept),  aber  auch planungs‐
pragmatisch (persuasive Steuerung über Beratung der Kommunen) beantwortet, was die noch schwache Insti‐
tutionalisierung der Planung zeigt. In den 1960er‐Jahren wurde die Planung zunehmend institutionalisiert und 
professionalisiert, was  in  sich  in der Einführung von Landesplanungsgesetzen und dem Raumordnungsgesetz 
manifestierte. Das Modell der „rationalen Planung“ und der Glauben an die wissenschaftliche Beschreibbarkeit 
von  raumbezogenen  Entwicklungen  (Bewertungsmethoden,  Modellierung  von  Raumstrukturen  und  ‐
prozessen) führten zu einer „Planungseuphorie“, die sich bis zur Mitte der 1970er‐Jahre hielt. Verbunden mit 
den Ölkrisen und den durch die Gebietsreform  erstarkten Gemeindeplanung  kam  es  zu  einer Planungsfein‐
dlichkeit und einer Krise in der Planung.261 
Bis in die 1980er Jahre hinein stand die Ordnungsorientierung im Vordergrund der räumlichen Planung. Diese 





















Die „Planung war das Herz der Bürokratie  in  ihren hierarchischen Verwaltungsstrukturen,  in denen klar defi‐
nierte Regeln, Anordnung, Zuständigkeiten und Arbeitsprogramme festgelegt wurden.“264  
In  den  ausgehenden  1980er  Jahren wandte  sich  deshalb  das  Interesse  stärker  der  Entwicklungsplanung  zu, 






Frey  fasst  den Wandel  im  Steuerungsverständnis  der  Raumentwicklungspolitik  in wenigen  Sätzen  prägnant 
zusammen: „Die Zeiten sind vorbei,  in denen Leitbilder und Regierungsprogramme durch Regierung und Ver‐
waltung mit Unterstützung der Gerichte  reibungslos umgesetzt wurden. Vielmehr werden heute Konsensfin‐
dung  […]  und Umsetzung  […]  permanent durch Verhandlungsprozesse  unterschiedlichster Art  überlagert.266 









































den  verschiedenen  Verständnissen  zugrunde  liegt  folgendermaßen:  „Es  geht  um  Steuerungsstrukturen  von 
Gebietskörperschaften, die auf der Kooperation  zwischen öffentlichen und privaten Akteuren beruhen, aber 
auch  hierarchische  Regulierung  und  Politikwettbewerb  zulassen“  oder,  anders  formuliert,  die  „horizontale 
Koordination zwischen einem variablen Kreis von Akteuren“.270  In dieser Begriffsdefinition spiegeln sich viele 
Merkmale des  abstrakteren Begriffs des  –  räumlich  allerdings nicht  verorteten  –  Policy‐Netzes wider  (siehe 





Für  die  deutschen  Planungswissenschaften  konstatiert  FÜRST  einen  grundsätzlichen  Konsens,  „von  Regional 
Governance  zu  sprechen, wenn man  sich  auf  netzwerkartige  regionale  Prozesse  der  Selbststeuerung  unter 
Einbezug von Akteuren der Politik, Verwaltung und/oder Zivilgesellschaft bezieht und sich der Prozess darauf 
richtet, die regionale Wirtschaftsentwicklung voranzutreiben.“273 Dies bestätigt auch SEIMETZ, indem er Regional 
Governance  als  „Prozess  der  eigenverantwortlichen Organisation  von  Regionen  und  ihren  Akteuren“274  be‐










Synonym  für  gesellschaftlich‐politische  Steuerung mit  regionalem Bezug  aufzufassen, da  z. B.  selbst  in  stark 
hierarchisch  organisierten  Steuerungs‐  und  Verwaltungssystemen marktliche  Elemente  vorhanden  sind.  Die 



















































































Governance“  für die analytische Betrachtungsweise verwendet, der Begriff  „Good Regional Governance“  für 
die normative. Diese Begriffe sind nicht immer klar getrennt und überschneiden sich teilweise.290 Aus Sicht des 
Autors der vorliegenden Arbeit ist es nicht zwangsweise notwendig, für diesen Sachverhalt zwei verschiedene 




























































15). Dabei geht es  immer darum,  funktionale,  raumungebundene Strukturen, die  für wirtschaftliche Akteure 
typisch sind, und territoriale, raumgebundene Governance‐Strukturen, die für politisch‐administrative Akteure 
typisch  sind,  zu  integrieren.298 Als entscheidenden Erfolgsfaktor  sieht SEIMETZ dabei das  reibungslose Zusam‐





































































































modell  (Merger‐Modell),  die  PRIDDAT300  als  Phasen  einer  Entwicklung  betrachtet.  Netzmodelle  beruhen  auf 
losen Kopplungen,  in denen die Akteure weiterhin  selbständig bleiben.  In diesem Fall bedeutet Governance 
lediglich Vermittlung, Kommunikation und Ermöglichung, d. h. die Optimierung/Gewährleistung von Koopera‐
























Vielfach  sind  diese  nicht  bereit,  Entscheidungsprozesse  durch  Bürgeranhörungen  zu  verlängern  bzw.  zu  er‐
schweren. Die Beteiligung darf sich allerdings nicht auf ein zwangsweise verordnetes Verfahren reduzieren, sie 
erlangt nur dann demokratische Qualität, wenn die Beteiligten  in der Lage  sind,  sich eine Meinung über die 





































tiert,  da  sich  Regional  Governance  auf  keine  demokratisch‐institutionell  abgesicherte  formale  Legitimation 
berufen kann.  
Auch wenn  Proteste  gegenüber Governance‐Prozessen  bislang  empirisch  nicht  bekannt  sind,  stellt  sich  die 
Frage, ob diese Prozesse als Vorentscheidungssystem für politische Entscheidungen  legitimiert sind, zumal sie 
vielfach bestimmte – in der Regel nicht korporativ konstituierte Akteure – exkludieren. Es wird befürchtet, dass 





























Die genannten Veränderungen  führen  zu Bestrebungen und Ansätzen, die  regionale Handlungsebene aufzu‐




















































men  staatlicher/kommunaler  Entwicklungsplanung  bzw.  deren  kooperative  Steuerung  genannt werden:  von 









































den. Auch die vielfach klein‐ und mittelständische Wirtschaftsstruktur  in den  ländlichen Räumen  führt dazu, 
dass sich wirtschaftliche Akteure aus Mangel an personellen und finanziellen Kapazitäten weniger an regiona‐
len Governance‐Prozessen beteiligen.318 

































Teilweise  wurden  räumliche  Governance‐Prozesse  auch  sektoral  untersucht,  insbesondere  im  Naturschutz 


























































ce‐Prozessen  kann  sie aufgrund  ihrer Querschnittsorientierung die unterschiedlichen Handlungsbereiche der 
regionalen Selbststeuerung koordinieren, Lernprozesse organisieren und durch Partizipation335 die regionalen 

































































auf  die  überbordende  Komplexität  resultierend  aus  Politikfeldinterdependenzen342  und/oder 
Mehrebenenverflechtungen bereits angemessen reagieren kann.343 Dennoch scheinen die Methoden zur Bear‐
beitung der Fragestellung der vorliegenden Arbeit geeignet: so können mittels dieser Methoden Akteure groß‐
räumiger  regionaler Kooperationen  identifiziert,  Steuerungsmechanismen  analysiert und  sowohl Hemmnisse 
als auch Erfolgsfaktoren im politischen Prozess aufgezeigt werden.  
Auch wenn die Policy‐Analyse zunächst zur Untersuchung der klassischen Politikfelder wie z. B. der Sozialpolitik 
entwickelt wurde,  lassen  sich mit  ihrer Hilfe auch Prozesse der Raumentwicklung und Kooperation untersu‐





























sogenannte Sickereffekte  (Trickle‐Down‐Effects)  zusätzliches Wirtschaftswachstum oder  zumindest einen an‐
gemessenen  Standard  in  strukturschwächeren Räumen  zu  generieren. Die Ausgleichspolitik  folgt dem Argu‐
























































teme,  deren  Entwicklungspfad  hauptsächlich  von den  Institutionen  der  Kernregionen,  zu  denen  eine  starke 
Abhängigkeit besteht, bestimmt wird. Kern und Peripherie bilden  zusammen ein  komplexes  räumliches  Sys‐


















angrenzenden Gebiete haben. Dagegen  existieren  in Nord‐ und Ostdeutschland wenige bis  geringe positive 
Nachbarschaftseffekte.358 Eine Untersuchung von NIEBUHR zeigt, dass – bezogen auf die Bundesrepublik – nur 























Regionen  hat  sich  KROLL362  beschäftigt. Die  „Abstrahlungseffekte“ Hamburgs  nach  Schleswig‐Holstein  haben 
beispielsweise BICKENBACH ET AL anhand der Pendlerströme und der Bodenpreisentwicklung untersucht.363 






























































von  Relevanz  sind.  Erstmals  in  der Geschichte  der  Europäischen  Strukturpolitik wird  damit  nicht  allein  der 
Nachteilsausgleich  für  strukturschwache Regionen  in den Mittelpunkt gestellt. Auch die Unterstützung  stark 
entwickelter Regionen bezüglich Wachstum, Wettbewerb und Schaffung von neuen und hochwertigeren Be‐
schäftigungsverhältnissen wird von der Kommission zugelassen. Diese Schwerpunktverschiebung  in der regio‐




nationaler Ebene  konkretisiert werden. Demnach  stehen die Regionen  in  stärkerer  strategischer Verantwor‐
tung.373 Die Metropolregionen werden zum Motor der Entwicklung erklärt, gleichzeitig hat sich die Förderung 
allerdings nach Einschätzung von ELBE/MIDDELMANN nicht geändert, auch wenn auf Seiten der Mittel‐ und Klein‐









































„Insgesamt hat sich die Lissabon‐Strategie  in der EU positiv ausgewirkt, auch wenn  ihre Kernziele  (Beschäfti‐
gungsquote von 70 %, Anteil der Ausgaben für Forschung und Entwicklung am BIP 3 %) nicht erreicht werden. 





































































ve  „Unternehmen  Region“  ist,  ist  die  Förderung  regionaler  Innovationsinitiativen,  die  von  partnerschaftlich 
zusammenwirkenden Unternehmen, Bildungs‐ und Forschungseinrichtungen sowie anderen Akteuren der Re‐
gion gemeinsam gebildet werden und auf spezifischen regionalen Kompetenzen basieren.388  
Unter  diesen  Voraussetzungen  könnte  eine  wachstumsorientierte  Regionalpolitik  nach  ZIMMERMANN  folgen‐
dermaßen  aussehen:  „Das  zukünftige Wachstum des Gesamtstaates und  seiner Großregionen wird dadurch 
gesichert, dass die modernen Agglomerationen in einen Zustand versetzt (oder in ihm gehalten) werden, dass 
dort das Wachstum fortschreiten kann. […] In analoger Weise ist mit den Regionen zu verfahren, in denen zu‐
kunftsfähige  Städte mittlerer Größe  anzutreffen  sind.  […] Die  auf diese Weise  in einem Bundesland oder  in 
































dingungen,  Sparquoten  und  Bevölkerungswachstumsraten  eine  Angleichung  (Konvergenz)  des  Pro‐Kopf‐
Einkommens  im Zeitablauf. Regionale Disparitäten  im Pro‐Kopf‐Einkommen – das  im Modell als  Indikator  für 
die Wohlfahrt einer Region angesehen werden kann – sind zwischen Regionen mit gleichen Wachstumsvoraus‐





gion  der  jeweils  preiswertere  Produktionsfaktor  intensiver  genutzt  wird.394  Dadurch  wächst  eine  „ärmere“ 
Region so lange mit einer höheren Rate als eine „reichere“, bis sie diese eingeholt hat.395 
Da die Modellannahmen der Neoklassik aber stark abstrahiert sind, gleichen sich Disparitäten zwischen struk‐
turstarken  und  strukturschwachen  nicht  zwangsweise  aus.  So  erweisen  sich  interregionale  Unterschiede  in 
Faktorausstattung und Faktorpreisen zwischen Verdichtungsräumen und nicht‐verdichteten Räumen in empiri‐
schen Untersuchungen als äußerst persistent und scheinen tendenziell eher zuzunehmen.396 Hier  interveniert 
die  Regionalpolitik.  Ihre  Intervention  lässt  sich  ökonomisch  damit  begründen,  dass  das  real  existierende 










rische  Ausgleichspolitik  kann  im  besten  Fall  dazu  beitragen,  die  Versorgung  mit  öffentlichen  Leistungen  in 









































zentriert würden, weil  den  Ausgleichsfördergebieten  dann  über  eine  nachfolgende Umverteilung  sogar  ein 
höheres Gütervolumen bzw. Einkommen bereitgestellt werden kann als durch Produktion in den Förderregio‐






Die Bestrebung, einen wirtschaftlichen und  regionalen Zusammenhalt  (Kohäsion) herzustellen, wurde  in den 
letzten Jahren nach und nach um eine räumliche Perspektive  (territoriale Kohäsion) ergänzt, die auch als Ziel 
der EU  im Vertrag  von  Lissabon  (Art. 4  II  c)  festgeschrieben wurde.404 Dennoch existiert bislang  keine  klare 
Definition, was territoriale Kohäsion eigentlich bedeutet und woran der Fortschritt des Zusammenhalts festzu‐






































Das  Ziel  des  territorialen  Zusammenhalts besteht darin,  die  harmonische und  nachhaltige  Entwicklung  aller 




























































































Fördergebiete auswichen,  konnte die gesamtwirtschaftliche Produktion höher  ausfallen  als es  sonst der  Fall 
gewesen wäre.“423 




im  wirtschaftlichen  Wandel  zu  unterstützen.  […]Ein  besonderer  Förderschwerpunkt  liegt  in  den  ländlichen 
Räumen.“425 
3.2. Äußere Einflussfaktoren auf die Raumentwicklung 
Die wichtigsten Bedingungen, die eine Zusammenarbeit auf  regionaler und  interkommunaler Ebene  seit den 














































den  diese  Umwälzungen  durch  weltumspannende  Informationsnetze  und  moderne  Kommunikationstechni‐











Gemeindegrenze  sich  ihr geplanter Standort befindet. Verweigert  sich eine Gemeinde der Ansiedlung,  sucht 
sich der Investor eben eine andere.436 Entscheidend  ist die Qualität der gesamten Region, sei es als Ansamm‐
lung  von Human‐ und  Sozialkapital oder  als Absatzmarkt; es  kommt  zu einer Konkurrenz  von  „Standorträu‐
men“437, die eine koordinierte und entschlossene Außendarstellung der Stadtregionen und eine regionale Ver‐
antwortlichkeit für Aufgaben, welche für die gesamte Region von Bedeutung sind, erfordert.438 Günstige Rah‐















































dards notwendig macht  (vgl. dazu auch  „global  governance“).447 Diese  Standards  sind  in einem erweiterten 
Systemrahmen für ein hoch entwickeltes Land wie die Bundesrepublik Deutschland in der Regel weniger rest‐
riktiv als zuvor, sodass mehr Spielraum für individuelles Handeln zur Verfügung steht, sich aber auch die Frage 






wurde  z. B.  in einigen Regionen ein  „Regionalgeld“ eingeführt, um die Wertschöpfung  in der Region  zu hal‐
ten.449 Darüber hinaus nehmen seit ca. einem Jahrzehnt bilaterale und regionale Handelsabkommen, die wie‐
derum  zu Protektionismus  führen können,  rasant  zu.450 Gleichzeitig können diese Abkommen aber auch ein 






















































fährt,  in der die europäische  Integration  lediglich eine Katalysatorfunktion übernimmt.457 Da die Europäische 








fluss  zu nehmen.  Im Mehrebenensystem  sind  sie  „externe Vetospieler“, weil  ihre  Zustimmung nicht  in  den 
europäischen  Entscheidungsprozessen  erforderlich  ist,  aber  nationale  Regierungen  auf  ihre  Unterstützung 
angewiesen  sind.459 Die unterste Ebene hoheitlichen Handelns – die Kommunen – erfährt ebenfalls Kompe‐





































entwicklung nach  einem  fixen Quotensystem  auf die ökonomisch weniger  leistungsstarken Mitgliedsstaaten 
vor. Mit der Reform von 1988/89 wurden die Fördermittel auf bestimmte Gebietskulissen  (Ziel‐Gebiete) be‐
dürftiger Regionen konzentriert. Bei den damit verbundenen Programmen sollen regionale und lokale Gebiets‐










Auch die Policy‐Analyse beschäftigt  sich  in den  letzten  Jahren verstärkt mit der Europäisierung. Sie versteht 
darunter verschiedene Aspekte: die Übertragung nationalstaatlicher Politiken auf die EU‐Ebene, der von der EU 
verursachte Wandel der politischen Steuerung  in den Nationalstaaten sowie den Prozess der Politikformulie‐
rung  auf  der  EU‐Ebene  und  dessen  Rückwirkung  auf  die Mitgliedsstaaten.468  Diese  abstrakt  beschriebenen 





































































































neren Auswanderung  tritt  eine  seit Mitte  der  1960er‐Jahre  verstärkte  Zuwanderung. Die Altersstruktur  der 
Personen mit Migrationshintergrund ist deutlich jünger als die der deutschen Bevölkerung ohne Migrationshin‐










Großräumig  ist Deutschland  vor  allem durch  einen Ost‐West‐Gegensatz  in der Bevölkerungsentwicklung  ge‐
kennzeichnet. Während die Unterschiede  im Geburtenniveau und der Lebenserwartung eher gering sind und 
sich  seit 1990  tendenziell angeglichen haben, konzentriert  sich die Zuwanderung aus dem Ausland  in erster 
Linie auf die westdeutschen Bundesländer. Auch bei den Binnenwanderungen profitieren eher die  südwest‐
deutschen Bundesländer  Baden‐Württemberg,  Bayern, Hessen, Nordrhein‐Westfalen  und  Rheinland‐Pfalz.481 
Der Anteil der über 65‐Jährigen  ist ebenfalls regional unterschiedlich. 2006  lag er  in Rheinland‐Pfalz bei 20 %, 
was ungefähr dem bundesdeutschen Durchschnitt entspricht,  in Hessen bei 19 %.482 Der Anteil hat  in Rhein‐
land‐Pfalz seit 1995 um 4 % zugenommen.483 
Die Auswirkungen des demographischen Wandels  sind  vielfältig.  Sie wurden  in den  zurückliegenden  Jahren 
oftmals  wesentlich  negativer  eingeschätzt,  da  teilweise  auch  übertriebene  Annahmen  im  Bewusstsein  von 
Politik und Bevölkerung vorherrschten.484 Erst in jüngster Zeit – nachdem bereits erste Auswirkungen sicht‐ und 
spürbar geworden sind – zeigt sich ein realistischerer Umgang mit den Herausforderungen.485 Die große Mehr‐
heit der Akteure  zeigt  sich  für das Themenfeld  sensibilisiert. Allerdings  ist das Problembewusstsein ungleich 
verteilt. Es existiert offenbar ein deutlicher Zusammenhang zwischen aktueller Betroffenheit und der Bereit‐
schaft  zur  Problematisierung  der  demographischen  Entwicklung  –  ein Umstand,  der  auf  signifikante Unter‐
schiede  in  der  gegenwärtigen  demographischen  Situation  (Nebeneinander  von  Wachstums‐  und  Schrump‐



















































höchste  Schuldenlast Mecklenburg‐Vorpommern  (4.619 Euro  je Einwohner). Rheinland‐Pfalz  liegt mit einem 































































In  den  vergangenen  beiden  Jahrzehnten  wurde  in  der  Stadtforschung  vielfach  die  Entstehung  von 
metropolitanen Räumen diskutiert und analysiert. Nicht zuletzt durch die Globalisierung und den damit einher‐
gehenden  Standortwettbewerb  zwischen verschiedenen Regionen und  ihren Hauptstädten bzw. Metropolen 
entstanden  zahlreiche  internationale  Städtevergleiche  („Rankings“)  unter  den  unterschiedlichsten  Gesichts‐





1968.506 Nach  diesem Ansatz wurden  die  Städte  der Welt  nach  sieben  Indikatoren  untersucht:  bedeutende 
Finanzzentren,  Sitze  transnationaler  Konzerne,  Sitze  internationaler  Organisationen,  wachsender  Dienstleis‐









































supranationaler  (z.B.  EU)  Steuerungsfunktionen  im  Zuge  der  Globalisierung  wird  „Glokalisierung“  genannt, 
schon  im  Begriff  werden  lokale  und  globale  Ebenen  miteinander  verbunden.  „Das  Nachdenken  über 
„Glokalisierung“ zwingt dazu, sozialwissenschaftliche, ökonomische, geographische und kulturwissenschaftliche 




Die  Forschergruppe  „Globalization  and World Cities  Study Group  and Network” um TAYLOR hat  sich mit der 
Erforschung der Verknüpfungen  zwischen den  einzelnen Metropolen beschäftigt. Dabei wird  von der  These 
SASSENs ausgegangen, dass Weltstädte entscheidende Orte der Produktion und Koordination hochspezialisier‐




































Bei  der  Entscheidungs‐  und  Kontrollfunktion  wird  unterschieden  zwischen  öffentlicher  und  pri‐
vat(wirtschaftlich)er Entscheidungs‐ und Kontrollfunktion. Dabei sind  insbesondere staatliche Regierungssitze, 
Parlamente,  oberste  Behörden  sowie  Sitze  transnationaler  Organisationen  bzw.  Hauptsitze  nationaler  und 
internationaler Unternehmen von Bedeutung. Zur privaten Seite zählen auch Verbände, Kammern und interna‐
tionale NGO.517 
Die  Innovations‐  und Wettbewerbsfunktion wird  in  erster  Linie  durch die Generierung und Verbreitung  von 
Wissen,  Einstellungen,  Werten  und  Produkten  beschrieben  und  lässt  sich  unterteilen  in  wirtschaftlich‐
technische sowie soziale und kulturelle Innovationen. Zum ersten Teil zählen Forschungs‐ und Entwicklungsein‐
richtungen, Universitäten  und wissensintensive Dienstleister,  zum  zweiten  kulturelle  Einrichtungen wie  z. B. 
Theater und Museen aber auch Orte sozialer Kommunikation.518 
Die Gateway‐Funktion steht für den Zugang zu Menschen, Wissen und Märkten und wird gekennzeichnet durch 





































































































































































































































































die  Zentrenstruktur Deutschlands  bezogen  auf  internationale  Funktionen  und  Ausstrahlungen  dezentral  ge‐
prägt ist und damit im Vergleich mit anderen Staaten ein herausragendes Merkmal der deutschen Raum‐ und 
Siedlungsstruktur  darstellt.  Konstatiert  wird,  dass  die  Stadtregionen  Frankfurt/Main,  München, 
Köln/Düsseldorf,  Hamburg,  Stuttgart  und  Berlin  eine  „besonders  deutliche  internationale  Ausstrahlung“536 
aufweisen.  




























neue  höchstrangige  Stufe  im  zentralörtlichen  Gliederungssystem  der  Bundesrepublik  eingeführt  werden.541 
Dem gegenüber stehen neuere Ansichten, nach denen die europäische Metropolregion durchaus als höchste 
Stufe in das raumordnerische Zentrale‐Orte‐Konzept eingeführt werden soll.542 Für die ergeben sich in der Bun‐




strebt wird.  Im Gegensatz  zum  Raumordnungspolitischen Orientierungsrahmen  hat  sich  bei  polyzentrierten 






























Das  Europäische Raumentwicklungskonzept  EUREK  fordert  ein polyzentrisches  Entwicklungsmodell, um  eine 































































zierte Eliten angelockt werden,  sondern auch  Integrationsmaßnahmen  für niedrig qualifizierte Arbeitnehmer 
erfolgreich  sind.550  Bestimmte  Formen  der Migration wie  z. B.  niedrige  qualifizierte Migranten  oder  illegale 
Migranten können zu sozialen Brennpunkten  führen, welche die Leistungsfähigkeit der Metropolregionen er‐
heblich beeinträchtigen. Als Beispiel seien hier die Vorstädte der Metropolregionen  in Frankreich genannt.551 




Um  im  internationalen Wettbewerb der Region wahrgenommen  zu werden,  sollte die Symbolfunktion eines 
Raumes bzw. einer Metropolregion ausreichend hoch sein. Es  findet ein „spatial branding“ statt, wobei viele 






































sondere die  Form der  Institutionalisierung  ‐ entweder  rechtlich  verfasst oder  als  lockeres Netzwerk –  spielt 
hierbei eine große Rolle. Hinzu kommen Konfliktlösungs‐ und Kommunikationsmechanismen.557 Die Frage nach 
einer eindeutigen Governanceform für alle Metropolregionen  in Deutschland oder gar Europa  lässt sich nicht 














regionalen Problemzusammenhängen  ist der  ländliche Raum ebenso komplex wie unterschiedlich.561 Dies  ist 
nicht zuletzt eine Folge der komplexen und unterschiedlichen  in verschiedenen Teilräumen vorherrschenden 
Siedlungsstruktur, die eher einem Stadt‐Land‐Kontinuum entspricht. So ist die größte Schwierigkeit, den ländli‐
chen  Raum  vom  suburbanen  Raum  abzugrenzen. Nach SCHLÖMER/SPANGENBERG  gibt  es  nicht  den  ländlichen 
Raum und keine  reine Dichotomie von Stadt und Land.562 Eine ausführliche Darstellung zur Entwicklung und 
Bedeutung  des  Begriffs  „Ländlicher  Raum“  mit  zahlreichen  weiteren  Quellen  findet  sich  bei  BRÜCK‐
NER/MAMMES.563 





































































dem  Kategorisierungsmodell  „Siedlungsstruktureller Gebietstyp“ werden  drei Grundtypen  der  Raumstruktur 

















































































































































































































































tet  werden.  Des  Weiteren  bestehen  sehr  enge  Zusammenhänge  zwischen  der  Wirtschaftskraftfunktion  als 
prinzipielle Folge der Produktions‐ und der Standortfunktion für sperrige Infrastruktur. 
Darüber  hinaus  bestehen  teils  komplementär‐begünstigende,  teils  konkurrierende Wirkungen  zwischen  den 






























Nicht  zuletzt  im  Zuge  des  aufkommenden  ökologischen Bewusstseins wurde  diese  Strategie  im Verlauf  der 
1980er  Jahre  in Frage gestellt. Die weichen Standortfaktoren wie die  regionale  Lebensqualität gewannen an 
Stellenwert, hinzu kam ein wachsendes Bewusstsein  für die Probleme der  ländlichen Räume. Dies  führte zur 
Forcierung  endogener  Entwicklungsstrategien,  d.h.  zur  Unterstützung  einer  eigenständigen  (nicht  von  der 
































der  Globalisierung,  demographischem Wandel  und  schrumpfendem  Finanzspielraum  der  öffentlichen  Hand 














































In eine ähnliche Richtung – wenn auch mit  leicht  „verschobenen“ Kategorien – weist eine Analyse der  fünf 


















































diese beiden Bereich  in den  letzten Jahren  immer mehr. Dies  ist nicht zuletzt eine Folge aus den Änderungen 
bei der Ausgestaltung der EU‐Agrarpolitik, die jetzt neben dem Garantiefonds für die Landwirtschaft auch Mit‐
tel  für die regionale Entwicklung bereitstellt. Diese von der Landwirtschaft ausgehenden Entwicklungsinitiati‐
ven  (LEADER+,  Integrierte  ländliche Entwicklung(skonzepte)  (ILEK) etc.)  fokussiert oftmals  stark auf  landwirt‐
schaftliche Belange und es besteht  in vielen Fällen ein Verbesserungsbedarf bei der Koordination mit der all‐
gemeinen Strukturpolitik und Regionalentwicklung. Eine Politik für ländliche Räume muss im selben Maße res‐
sortübergreifend  sein wie eine politische Strategie  zur Bewältigung des demographischen Wandels,605  insbe‐
sondere dann, wenn die  inhaltlichen Herausforderungen des Wandels  in der Bevölkerung  räumlich mit den 
Herausforderungen des  ländlichen Raumes  zusammentreffen.  Trotz der  Fokussierung der  ILEK  auf  landwirt‐
schaftliche Fragestellungen, werden diese Ansätze in der Fachdiskussion teilweise bereits als gute Beispiele für 














































rung, des Wandels  staatlicher Gestaltungsmöglichkeiten, der  fortschreitenden  Europäischen  Integration und 
dem demographischen Wandel die  Leitbilder und Handlungsstrategien  für die Raumentwicklung  in Deutsch‐
land612 verabschiedet. Sie schreiben den Raumordnungspolitischen Orientierungs‐ bzw. Handlungsrahmen von 
1993 bzw. 1995  fort und sind als Richtschnur  für das gemeinsame Handeln der Raumordnung von Bund und 


























ken“615.  Mit  diesen  sogenannten  „Verantwortungsgemeinschaften“  zwischen  engerem  und  weiterem 
metropolitanen  Verflechtungsraum  sollen  Netzwerke,  überregionale  Wachstumsbündnisse  und  solidarische 
Partnerschaften zwischen unterschiedlich strukturierten Raumeinheiten etabliert werden. Dabei erkennen die 























einander, auch  in Zukunft  sozialverträgliche Standards der Daseinsvorsorge  zu  sichern, welche gleichwertige 
Lebensverhältnisse bei der Versorgung mit Dienstleistungen und Infrastrukturen gewährleisten. Mittels situati‐
onsangepasster  Standards  für  Erreichbarkeit  und  Tragfähigkeit  soll  eine  angemessene Grundversorgung  der 
öffentlichen  Daseinsvorsorge  insbesondere  in  den  Bereichen  Gesundheit,  Bildung  und  öffentlicher  Verkehr 
aufrechterhalten werden. Dabei setzt das Leitbild weiterhin auf das System der zentralen Orte als Grundgerüst 













teressen  im  Raum miteinander  in  Einklang  zu  bringen.“620 Neben  dem  Schwerpunkt  der  Raumordnung,  die 
ökologischen Funktionen zu sichern, den Raum und seine Ressourcen effizient zu nutzen und die daraus resul‐
tierenden  unterschiedlichen  Raumnutzungsansprüche  abzuwägen,  soll  ein  großräumiger  ökologischer  Frei‐
raumverbund  geschaffen werden. Auch  Freiräume  in dicht besiedelten Gebieten  sollen darin  integriert und 
aufgewertet werden. Zudem verpflichtet sich das Leitbild dem Ziel der Verminderung der Flächeninanspruch‐
nahme,  dazu  sollen  unter  anderem  Verkehrswege  in  großräumigen Verkehrskorridoren  soweit wie möglich 
gebündelt werden. Ein neuer Ansatz des Leitbilds  ist die Gestaltung von Kulturlandschaften als  strategischer 






































auch als Ermöglichungsfaktor künftiger Raumentwicklung  sieht. Dies  sei  zwar kein Paradigmenwechsel, aber 
ein  deutlicher  Perspektivwechsel.  ROOKS  konstatiert,  dass mit  den  Leitbildern  ein  deutlicher  Bedeutungszu‐
wachs der  regionalen  Ebene  verbunden  sei.  Interkommunale  und  regionale  Kooperationen  in  gemeinsamer 








zeigen  lässt.626 Bereits der Raumordnungsbericht 2005  arbeitet  in diesem  Zusammenhang heraus, dass  „die 
Unterschiede  in  der Wirtschafts‐  und  Beschäftigtenstruktur  und  den  zukünftigen  Entwicklungschancen  zwi‐
schen einzelnen  Ländlichen Räumen  […]  vielfach  stärker ausgebildet  [sind]  als  zwischen  städtisch geprägten 






















































Wachstumspartnerschaften  gebildet werden. Gleichzeitig  sollen  im  größeren  regionalen Umfeld  die Wachs‐
tumskerne einer Region Verantwortung für die schwächeren Teile im Umland und der Peripherie übernehmen 






operation mit den  Partnern  in  ihren Verflechtungsräumen  erreichen  können.637 Nicht mehr  die Gegensätze 
oder  einseitige,  mit  Vorurteilen  gepaarte  Funktionszuweisungen  sollen  das  Verhältnis  prägen,  sondern  die 
Interessen eines gemeinsamen Miteinanders.638 
Befürchtete Verschiebung des Verhältnisses bis hin zum Paradigmenwechsel 
In  der  Fachdiskussion werden  die  neuen  Leitbilder  unterschiedlich  aufgenommen  und  bewertet.  Von  einer 
gewissen  Akzentverlagerung  weg  von  dem  traditionell  im  Vordergrund  der  Raumordnung  stehenden  Aus‐






















dürfe. Diese  Fronstellung wäre  analytisch ungerechtfertigt, da  es  keinen wissenschaftlichen Nachweis  gebe, 
dass eine Umlenkung von Fördermitteln zu Lasten der strukturschwachen Regionen und zugunsten der Metro‐
polregionen  einen  höheren  gesamtwirtschaftlichen  Wachstumsbeitrag  leiste.  Eine  einfache  Unterscheidung 
zwischen Metropolen  und  ländlichen  Räumen würde  der  siedlungsräumlichen  Realität  in Deutschland  nicht 
gerecht. Für die Metropolräume stelle sich deshalb die Aufgabe, sich nicht als „metropolitane Inseln“ sondern 
als Kerne größerer regionaler Verflechtungszusammenhänge zu verstehen.641 
In  den  neuen  Leitbildern  und  Handlungsstrategien  für  die  Raumentwicklung  in  Deutschland  sehen  HAH‐
NE/GLATTHAAR642 eine massive Umverteilung von Wachstumsmitteln und  somit  insbesondere neue Prioritäten 
















































Förderung  von Metropolregionen. Die  auf  den  ersten Blick  faszinierende  Idee  der  „Verantwortungsgemein‐
schaft“ mache ein sehr idealistisches Handlungskonzept zur Norm, das in der Tagespolitik ein Lippenbekenntnis 
bleiben werde, weil die dafür notwendigen Umverteilungsmechanismen zwischen Metropole und peripherem 








Eine metropolen‐orientierte Politik  kritisiert KÜPPER grundsätzlich.  „Das Ausgleichsziel wird  zu Gunsten eines 
ungewissen Wachstumseffekts aufgegeben, wobei das Wachstum  in den Metropolregionen nicht zuletzt auf‐
grund von Absaugeffekten aus den übrigen Gebieten erfolgt. Der Politikansatz scheint sich mit sozialer Erosion, 
zunehmender  Multilokalität,  der  Verschlechterung  der  Versorgungs‐  und  Infrastruktursysteme  in  […]  [den 
strukturschwachen  ländlichen] Räumen abzufinden und auf die Nutzung  ihrer wirtschaftlichen Potenziale  zu 







ses  bei  der  Leitbildentwicklung  seine Metropolenlastigkeit  verloren  habe.651  „Schon  die  Tatsache,  dass  der 
ländliche Raum als vertraute Problemkategorie und Handlungsebene der Raumordnung nicht in einem eigenen 
















































RO‐Schwerpunktes  „Überregionale  Partnerschaften  –  Innovative  Projekte  zur  stadtregionalen  Kooperation, 









entwicklungspolitischen Konzepts  „Europäische Metropolregionen  in Deutschland“  geboten  erscheint. Dabei 




oder Ausgleichspolitik. Während die Wachstumspolitik davon  ausgeht, mit der  Stärkung und  Förderung  von 
Wachstumskernen bzw. Zentren ausreichend Wachstum zu generieren, dessen Effekte dann auf  schwächere 

























Parallel  zur Entstehung dieser Herausforderungen haben  sich  in Deutschland und Europa Metropolregionen 

























Die  großräumige  regionale  Kooperation  leitet  sich  in  ihrem Aufbau  von der  „klassischen“  interkommunalen 



















men  Zielen basierende,  eine oder mehrere  kommunale  Leistungen umfassende, durch Koordination  entste‐
hende, formelle oder informelle Zusammenarbeit zwischen mindestens zwei Kommunen verstanden [werden]. 
Die Selbständigkeit der beteiligten Gemeinden bleibt, unabhängig davon, ob die Leistung durch eine Kommune, 
durch mehrere  oder  alle  Kooperationsgemeinden  gemeinsam  oder  in  Form  einer  selbständigen  juristischen 
Person erbracht wird, erhalten.“660 Diese Definition  ist hinsichtlich der beteiligten Akteure  sehr eng gefasst, 
auch weil das Adjektiv „interkommunal“ prinzipiell impliziert, dass lediglich zwei oder mehr Kommunen an der 
Kooperation beteiligt sind.661 So kamen  in  früheren  Jahren regelmäßig „als mögliche Beteiligte einer öffentli‐
chen‐rechtlichen Vereinbarung nur Gemeinden und Gemeindeverbände  in Betracht. Damit  soll[te]  sicherge‐
stellt werden, dass die kommunalen Aufgaben, die den Gegenstand der Vereinbarung bilden, auch weiterhin 





























Als  erste  bekannte  interkommunale  Kooperation  gilt  der  Verbund  der mittelalterlichen Hansestädte  im  14. 
Jahrhundert, der als  institutionalisiertes Organ über  finanzielle und militärische Angelegenheiten  sowie Han‐
delsfragen entschied.  











beit ebenfalls Einzug.  In den ersten Nachkriegsjahren ging es  in erster Linie um die  Integration einer großen 
Anzahl  von  Vertriebenen  und  Flüchtlingen,  hinzu  kam  das Wirtschaftswunder,  das  durch  die  beschleunigte 
Entwicklung  im gewerblichen Bereich neue Probleme für die städtebauliche und  infrastrukturelle Planungsko‐
ordination aufwarf. Ziel der interkommunalen Kooperation in den 1950er und 1960er‐Jahren war es die organi‐
satorische, wirtschaftliche,  infrastrukturelle und planerische  Leistungsfähigkeit der  jeweiligen Kommunen  zu 
stärken. In den späten 1960er und den 1970er‐Jahren lag die Hoffnung in der interkommunalen Zusammenar‐















































gesetzt.676 Ein aktuelles Beispiel  ist die  integrierte  ländliche Entwicklung  (ILE) mit den  integrierten  ländlichen 




































Allerdings muss verhindert werden, dass  für die Einrichtung einer  interkommunalen Kooperation die  in Aus‐




Die  finanzielle  Förderung  kann  sowohl  als Anreiz  als  auch  als  Zwang mit dem  „goldenen  Zügel“  verstanden 
werden.  Eine  Zwangsanordnung  der  Kooperation  ohne Gegenleistung  lässt  sich  dagegen  auf der Grundlage 
aller drei  für den Untersuchungsraum  (vgl. Kapitel 5.1) einschlägigen Ländergesetze Rheinland‐Pfalz'  (ZwVG), 
Hessens (KGG) und Bayerns (KommZG) erlassen (vgl. Kapitel 4.1.8.1). Dabei können sowohl die Gründung eines 
Zweckverbandes auf Grundlage des § 4 III ZwVG678 als auch der Abschluss einer öffentlich‐rechtlichen Vereinba‐
rung/Zweckvereinbarung  auf Grundlage  des  § 12 III  ZwVG679  erzwungen werden.  In  Rheinland‐Pfalz  ist  dem 
Verfasser allerdings kein Fall der Androhung der Gründung oder des Anschlusses an einen Zweckverband oder 
das Drängen auf den Abschluss einer Zweckvereinbarung bekannt. Hingegen wurden in Hessen auf Grundlage 


































sollten  in  dem  2005  durchgeführten  Wettbewerb  „kommKOOP“  des  zuständigen  Bundesministeriums  jene 














jeweiligen  Kooperationspartner.  Gleichzeitig  kann  der  Wissens‐  und  Erfahrungsaustausch  als  immaterieller 
Anreiz und Nutzen gesehen werden.682 
Ein weiterer formaler Anlass ist die gewonnene Überzeugung oder erlangte Einsicht in die Notwendigkeit zum 
Aufbau  einer  interkommunalen  Kooperation  aufgrund  des  regionalen  Problem‐  und Handlungsdrucks  („Lei‐
densdruck“683)  und  der  gemeinsamen  Nutzenerwartung  aus  einer  interkommunalen  Kooperation.684  Dieser 
Aspekt wird aufgrund seiner Abstraktion  in der vorliegenden Arbeit unter der Kategorie „formaler Anlass und 























































































































































































Eine  klar  geregelte Aufgabenteilung  zwischen den  einzelnen Ebenen der  staatlichen Hoheitsgewalt und den 
Kommunen ist eine unabdingbare Voraussetzung für eine funktionierende Verwaltung und Entwicklung. Dabei 
können diese Ebenen durchaus miteinander verflochten sein (vgl. Kapitel 2.5.3.2), im föderalistischen Deutsch‐
land  existieren  zahlreiche  Ebenen  von  der  Europäischen  Union  über  den  Nationalstaat,  die  Bundesländer, 
Landkreise und Kommunen. Die kleinste Ebene  ist die einzelne Kommune und die größte Ebene  Institutionen 
zur globalen Problemlösung,697 die allerdings stark fragmentiert sind. Teilweise existieren in den Bundesländern 
Zwischenebenen wie  Regierungsbezirke  und  Regionen/Regionalverbände,  deren  Stellung  im  administrativen 
System allerdings in vielen Fällen zweitrangig ist. Hinzu kommt in einigen Bundesländern die zweistufige Unter‐

















































Bewohnernähe  gesichert  ist.703  Dabei  sollte  es  nicht  zu  einer  weiteren  Fragmentierung  des  politisch‐














































Rheinland‐Pfalz  2.306  4.028.000  1.747 
Hessen  426  6.065.000  14.237 
Bayern  2.056  12.520.000  6.089 





Während  in  den  Kommunen  generell  bereits  von  einigen  Autoren  Legitimations‐  und Demokratieprobleme 





bei  Zweckverbänden  der  Fall,  allerdings werden  auch  die  Vertreter  durch  Beschlüsse  der Gemeindeorgane 
entsandt.710  


























Jenseits  dieser  formalen  Legitimation  wird  die  demokratische  Kontrolle  der  interkommunalen  Kooperation 
allerdings nachrangig behandelt. Auf der einen  Seite nehmen die Vertretungskörperschaften  ihre  Lenkungs‐ 
und Kontrollfunktionen bei  interkommunalen Aktivitäten nur zurückhaltend wahr. Sie schalten sich erst dann 








































Der Vorteils‐ und Lastenausgleich  ist oftmals  in regionalen Kooperationen bzw.  interkommunalen Kooperatio‐
nen mit mehr als zwei Kommunen einfacher, da diese sich in der Regel auf mehrere Handlungsfelder erstrecken 

















































tigkeit der Rechtspersonen besteht. ANTE  spricht  in diesem  Zusammenhang  von  „Körperschaftsgleichwertig‐
keit“725.  Eine  regelmäßige Dominanz  der  Kernstadt  gegenüber  ihren Umlandgemeinden  verhindert  Partner‐
schaft  und  fördert  Konkurrenzdenken  mit  gegenseitigen  Blockaden.726  Um  diese  zu  überwinden,  müssen 
zwangsweise Kompromisse geschlossen und das eigene „Kirchturmdenken“ aufgegeben werden.727 
Es ist zu akzeptieren, dass jede Stadtregion ein „Individuum“ mit jeweils spezifischer politischer Kultur, eigener 
Kooperationstradition  und  unterschiedlichen  institutionellen  Ausgangsbedingungen  ist.728  Dabei  muss  allen 
Beteiligten klar sein, dass es sich bei der Um‐ und Neugestaltung der  interkommunalen Zusammenarbeit um 
keine zeitlich beschränkte Aufgabe sondern um einen Prozess handelt.729 Es ist zu beachten, dass kooperative 
Entwicklungsansätze  einen  vergleichsweise  langen  Vorlauf  der  „Selbstfindung“  und  für  die  Erarbeitung  von 
gemeinsam  getragenen  Leitbildern  benötigen,  die  sich  nicht  in  unrealistischen  Zielvorstellungen  erschöpfen 
und  als Wunschkataloge der  Kooperationen  gegenüber  ihren  staatlichen Geldgebern  verstanden werden.730 
Gerade während der  Leitbilderarbeitung müssen die Bevölkerung und die politischen Repräsentanten  sowie 





(bottom‐up)  nicht  regelmäßig  von  höheren  Ebenen  abgeblockt  werden  (vgl.  auch  Subsidiaritätsprinzip  als 
Grundvoraussetzung,  Kapitel  4.1.5.2),  sei  es, weil  die  Einschätzungen  in  inhaltlicher Hinsicht  nicht  überein‐
stimmen, sei es, weil die obere Ebene Befürchtungen in Bezug auf einen Macht‐ und Autonomieverlust hegt. So 
soll die Initiative zur Einrichtung eines Regionalmanagements aus dem Raum selbst kommen, sie muss von der 































































































nen über  10.000  Einwohner  dem Regionalmarketing und  Tourismusförderung, Wasser/Abwasser,  Informati‐









































nismäßigen  Kostenanstieg  führen  würde.744  Da  der  verbleibende  Aufgabenbestand  einer  kooperierenden 
Kommune stets „erheblich“ bleiben muss, kann die Erfüllung einer Aufgabe in Kooperation nur eine Ausnahme 
von  der  Regel  der  eigenständigen Aufgabenerfüllung  sein.745 Außerdem  darf  der  kommunale Wirkungskreis 
durch interkommunale Kooperationen nicht erweitert werden.746  
4.1.7.1. Gemeindeordnungen und Landesgesetze zur kommunalen Zusammenarbeit 
Weitere Vorgaben zur  interkommunalen Zusammenarbeit werden  in den  jeweiligen Gemeindeordnungen so‐
wie den Gesetzen zur interkommunalen Zusammenarbeit gemacht, die teilweise auch als Gesetze zur kommu‐


























































































Gerichte  und  abgeschlossene  und  anhängige  Vertragsverletzungsverfahren  bei  der  europäischen  Kommissi‐
on.754  Eine weitere  Problemdimension  eröffnet  sich  dahingehend,  dass  nicht  abschließend  entschieden  ist, 


















operation nicht gegeben  ist. Bei einer reinen Ausführungsübertragung  im Sinne einer Mandatierung  ist dage‐
gen ein Beschaffungsbezug anzunehmen, da die auftragsübernehmende Kommune wie ein Privater am Markt 
tätig  ist und eine Leistungserbringung  für eine andere Kommune übernimmt. Diese Aktivität  fällt dann unter 
das Vergaberecht.759  
Bei der Gründung eines Zweckverbandes – einer häufigen Form der interkommunalen Zusammenarbeit – muss 






































gaberechtspflicht  im  Grundsatz  bei  der  alten  Fassung  des  Gesetzes  geblieben.  Die  Folge  ist,  dass  zwar  im 
Grundsatz  institutionelle  interkommunale  Kooperationen  wie  z. B.  interkommunale  Zweckverbände  bei  der 
Wahrnehmung  gemeinsamer  Aufgaben  wie  z. B.  der  Abfallentsorgung  vergaberechtsfrei  bleiben,  allerdings 
unterliegen  nicht‐institutionelle  Kooperationsformen  wie  z. B.  öffentlich‐rechtliche  Verträge  zwischen  zwei 
Gemeinden  weiterhin  der  Ausschreibungspflicht.766  Trotz  des  Petitums  des  Bundesrats  trat  das  novellierte 
GWB767 am 24. April 2009 ohne die Möglichkeit der Direktvergabe im interkommunalen Bereich in Kraft.768 
Ein aktuelles Urteil des EuGH vom 9.  Juni 2009  (Rechtssache C – 480/06 –  „Rotenburg/Wümme“)  stellt nun 
Verträge  zwischen  Gebietskörperschaften,  mit  denen  öffentliche  Aufgaben  erfüllt  werden  sollen,  von  der 





Die passende Rechtsform  für eine  interkommunale Zusammenarbeit hängt  sehr  stark von den angestrebten 
Zielen ab. Dabei muss nach Aufgabenbereich unterschieden werden, d. h.  in erster Linie, ob es sich um einen 
wirtschaftlichen oder einen nichtwirtschaftlichen Betätigungsbereich der Gemeinde handelt. Darüber hinaus ist 





Nach der bereits oben  zitierten Befragung des Deutschen  Städte‐ und Gemeindebundes  sind die häufigsten 
Rechtsformen in der nachfolgenden Abbildung aufgeführt. Dabei zeigt sich, dass am häufigsten die öffentlich‐






















Weitergehend  hat  FURKERT  die  Rechtsformen  der  interkommunalen  Kooperationsprojekte  zentraler  Orte  in 
































ren gibt es  in den einzelnen  im Rahnen dieser Arbeit betrachteten  Ländern Rheinland‐Pfalz, Hessen, Bayern 
noch Nebenformen dieser öffentlich‐rechtlichen Formen der Zusammenarbeit wie die gemeinsame kommunale 
Anstalt  (Rheinland‐Pfalz), den Gemeindeverwaltungsverband bzw. die Verwaltungsgemeinschaft  (Hessen)  so‐
wie das gemeinsame Kommunalunternehmen (Bayern), die allerdings für die hier diskutierten Fragestellungen 
nur eine untergeordnete Rolle  spielen. Teilweise wird auch der  raumordnerische Vertrag nach § 13  II Nr. 1 
ROG771 genannt. 
Die  gebräuchlichsten  öffentlich‐rechtlichen  Formen  der  interkommunalen  Zusammenarbeit  lassen  sich  nach 
ihrem  Institutionalisierungsgrad differenzieren  (vgl. Abbildung  17). Auf Basis öffentlich‐rechtlicher Vereinba‐
rungen waren 2004 nach einer Umfrage des Deutschen Städte‐ und Gemeindebundes 27,7 % aller Kooperati‐
onsprojekte  organisiert,  auf  Basis  eines  Zweckverbandes  als  zweithäufigste Organisationsform  21,7 %.  1998 
wurde von BREMEIER/HAMMER772 der Zweckverband als bekannteste und gebräuchlichste Form der Zusammen‐
arbeit bezeichnet. Die öffentlich‐rechtlichen Kooperationsformen sind die klassischen Zusammenarbeitsformen 


























































Die  Schaffung  regionalen Mehrzweckverbänden  (z. B.  Planungsverband  Ballungsraum  Frankfurt/Rhein‐Main) 
behält sich der Landesgesetzgeber bislang selbst vor.780 In der kommunalen Praxis stehen vor allem Aktivitäten 
im Bereich der  technischen und  sozialen  Infrastruktur  (Trinkwasser‐ und  Energieversorgung, Abwasser‐ und 







Grundsätzlich werden Zweckverbände auf  freiwilliger Basis  (Freiverband) gebildet  (§ 4  I ZwVG), wenn die ge‐























































































über.787 Außerdem  kann das Recht  zur Mitbenutzung einer Einrichtung eingeräumt werden  (§ 12 I ZwVG).788 
Öffentlich‐rechtliche  Vereinbarungen  können  grundsätzlich  nur  zwischen Gemeinden  und Gemeindeverbän‐
den, nicht aber von kommunalen Eigengesellschaften oder gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften, an denen 
Gemeinden oder Gemeindeverbände beteiligt sind, abgeschlossen werden.789 





































































































































als  „lockerste  Form der  interkommunalen Kooperation“. Der Anwendungsbereich einer Arbeitsgemeinschaft 















lichung  von Raumordnungsplänen“ neu  gefasst  (§ 13 ROG neue  Fassung). Dabei wird  ausdrücklich  auch die 
Möglichkeit  erwähnt,  raumordnerische  Verträge  zur  Koordinierung  und  Verwirklichung  von  Raumentwick‐
lungskonzepten einzusetzen (§ 13 II Nr. 1 ROG neue Fassung). 



































Neben den genannten öffentlich‐rechtlichen Formen der  interkommunalen Kooperationen, die  in den  jeweili‐
gen Landesgesetzen zur interkommunalen Zusammenarbeit geregelt sind, steht es den Kommunen und ande‐
ren  Trägern  öffentlicher  Belange  frei,  sich  den  privatrechtlichen  Organisationsformen  zur  Zusammenarbeit 
untereinander  zu  bedienen.  Dies  wird  ihnen  z. B.  explizit  im  hessischen  Gesetz  über  kommunale  Gemein‐
schaftsarbeit  (KGG)  in § 2  II gestattet,  in dem  festgelegt wird, dass die Befugnis,  sich bei der gemeinsamen 
Wahrnehmung von Aufgaben der Rechtsformen des Privatrechts zu bedienen, unberührt bleibt. Privatrechtli‐





leistungsgerecht  zu  bezahlen.  Teilweise  können  einfacher  und  kostengünstiger  Kredite  beschafft werden.808 
Allerdings  kann  das  verstärkte  Engagement  einer  Kommune  durch  privatrechtliche Organisationsformen  zu 
einer Schwächung der kommunalen Selbstverwaltung führen, sodass die Gemeinden im Extremfall zu „bloßen 
Holding‐Einheiten“ werden.809 Oftmals werden die Vorteile einer privatrechtlichen Rechtsform allerdings über‐
schätzt. 810  Der wesentliche Nachteil  privatrechtlicher Organisationsformen  besteht  darin,  dass  ihnen  keine 
gemeindehoheitlichen Rechte übertragen werden können.811 
















































































































































Als  Chancen  der  interkommunalen  Zusammenarbeit wurden  bei  einer Umfrage  des Deutschen  Städte‐  und 
Gemeindebundes 2004 in erster Linie die Verbesserung der kommunalen Haushaltslage, die Verbesserung der 







































































































































Die Art, Größe und Anzahl der Kooperationspartner  ist entscheidend  für den Erfolg einer  interkommunalen 
Kooperation. Bei der Auswahl der Kooperationspartner ist darauf zu achten, dass sich für die interkommunale 
Kooperation  lediglich benachbarte Gemeinden oder Gemeinden  in unmittelbarer Nähe eignen.  In materieller 
Hinsicht  ist eine Ähnlichkeit  in Bezug auf die gelebte Gemeindephilosophie (kulturelle Übereinstimmung), auf 

























sachlichen  Erwägungen  keine  möglichen  Akteure  von  vornherein  exkludiert  werden  sollten  (vgl.  Kapitel 













Eine Übersicht über die Akteure  in den  verschiedenen  Themenbereichen  interkommunaler  Kooperation  auf 
Grundlage einer Umfrage unter zentralen Orten in Rheinland‐Pfalz mit insgesamt 641 interkommunalen Koope‐
rationsprojekten bietet FURKERT  in der nachfolgenden Abbildung. Nicht verwunderlich  ist, dass  im Bereich der 






































































eine Signalwirkung aufzubauen. Fachpromotoren  tragen durch  ihr Fachwissen  zum Fortschritt bei,  indem  sie 
Wissensbarrieren überwinden helfen. Fachpromotoren sind einerseits Personen, die Kenntnisse über die der 



















den Umgang mit  Interessenskonflikten  sowie der Vorteils‐ und  Lastenausgleich  zwischen den Kooperations‐
partnern.848 Die Institutionalisierung in Form gemeinsam erarbeiteter Verhandlungs‐ und Entscheidungsregeln 
bis hin zu rechtlich  institutionalisierten Organisationsformen der Zusammenarbeit sichert die Dauerhaftigkeit 
einer  Kooperation  und  ihrer Wirkungen. Diese  Einrichtung  steht  zudem  unter  dem  Druck,  ihre  Existenz  zu 
rechtfertigen, was sie durch die Entwicklung neuer regionaler Aktivitäten, die Koordination der Verflechtungen 







































Linie  für  klassische  interkommunale  Kooperationen  des  Verwaltungshandelns  gilt,  sollte  der  Gesichtspunkt 
auch bei  „weicheren“ Kooperationsthemen  im Bereich der Raumentwicklung wie  z. B. der Aufstellung eines 
interkommunalen Entwicklungskonzepts berücksichtigt werden. Insofern sollte auf eine starke Transparenz von 
Organisationsstrukturen  und  Entscheidungsabläufen  sowie  auf  die Wahrung  der  Partizipationsmöglichkeiten 
der Bürger geachtet werden, um die Akzeptanz und damit die Erfolgschancen einer Kooperation zu erhöhen.860 





















































entstehen.862  Denn  nur, wenn  die  bisherigen Mitarbeiter  über  die  Vorteile,  Veränderungen  und Mitgestal‐
tungsmöglichkeiten einer  interkommunalen Zusammenarbeit  informiert sind und diese verstehen, werden sie 
die Implementation der Kooperation unterstützen und vorantreiben.863 
Ein  kooperationsfreundliches  Klima  basiert  auf  gegenseitigem Vertrauen  zwischen  den  beteiligten Akteuren 
sowie der Zusicherung, dass eine Realisierung von Vorteilen auf Kosten anderer Kooperationspartner nicht  in 
Frage kommt.864 Der persönlichen und fachlichen Kompetenz sowie der für Kooperationen notwendigen Kom‐





Ein weiterer wichtiger Erfolgsfaktor  ist die Motivation der  kooperierenden Akteure und die  Fähigkeit, diese 
Motivation  zur  Kooperation  im  Verlauf  der  Zusammenarbeit  aufrecht  zu  erhalten.  Dabei  unterscheidet 



















































interkommunalen Zusammenarbeit  schafft Transparenz über den aktuellen  Stand der Kooperation,  zeigt die 
bereits erreichten Ziele auf und  soll gewährleisten, dass durch die  Setzung gegebenenfalls notwendiger Ge‐
genmaßnahmen die gemeinsamen Kooperationsziele erreicht werden können.869 Gerade bei „weichen“ Koope‐
rationsthemen  steht  die  Evaluation  allerdings  oftmals  vor  methodenimmanenten  Problemen  (vgl.  Kapitel 
2.4.2.4):  In  vielen  Fällen  lassen  sich  die Nutzen  und Outputs  bestimmter durchgeführter Maßnahmen nicht 
valide indizieren, sodass eine Evaluation nur mit großem Aufwand und fehleranfälliger Interpretation der vor‐
handenen Daten möglich  ist. Teilweise wird  in der Praxis beklagt, dass Evaluationen zu einseitig sind, da viele 


























Ein  Hemmnis  interkommunaler  und  intraregionaler  Kooperation  ist,  dass  die  verschiedenen  Aktivitäten  zur 









































und  Ergebnisse  und weniger  durch  Einzelanweisungen  steuert,  kann  dies  eventuell  ausgleichen. Dies  umso 
mehr, wenn sich die Partner einer privatrechtlichen Lösung bedienen. Hinzu können Ängste vor Bedeutungs‐, 
Image‐ oder Autonomieverlust kommen.878 Diese Ängste werden  in Stadt‐Umland‐Kooperationen nicht selten 
durch den  in vielen  Fällen  immer noch bestehenden  regionalen Dominanzanspruch der Kernstädte, die  sich 
nicht als gleichberechtigter sondern als höherrangiger Akteur in „ihrer“ Stadtregionen sehen, gefördert.879 Auf 
der Länderebene  formiert sich oftmals ebenfalls Widerstand, da diese Gebietskörperschaften  in den neu ge‐
schaffenen  regionalen  Organisationseinheiten  ernst  zu  nehmende,  ihren  Einfluss  potenziell  beschneidende 
Konkurrenten sehen.880 
Einige  kooperationsinterne  Einflussfaktoren  beschreiben  MÜLLER881,  FÜRST  ET  AL.882,  THOMAS883  und 
SPANNOWSKY/BORCHERT884. Dazu gehören: 
• mangelnde  Sensibilität,  Selbstüberschätzung und das Verkennen  von Kooperationsvorteilen bei den 
regionalen Akteuren, welches häufig bei nicht genügend operationalisiertem, diffus bleibendem Koo‐
perationsnutzen auftritt, 
• unzulängliche  Kenntnisse  über  die  Konkurrenzverhältnisse  und  ein  falsches  Konkurrenzverständnis, 


















































neue  Form der  großräumigen  regionalen  Kooperation die  großräumige Verantwortungsgemeinschaft propa‐
giert.  Die  Perspektive  der  „Verantwortungsgemeinschaft“  lenkt  den  Blick  darauf,  die  künftige Orientierung 








































der  Verstetigung  vorhandener  Partnerschafts‐  und  Kooperationsbeziehungen  sind  dabei  gleichermaßen  von 
Bedeutung  für das Funktionieren von Metropolregionen wie auch  für die Räume mit Stabilisierungsbedarf.891 
„Großräumige Verantwortungsgemeinschaften als Strategie verstanden setzt darauf, dass die „starken“ Räume 
ihre  Aufgabe  als Motoren  noch  besser  erfüllen  und  gleichzeitig  eine  partnerschaftliche  Verantwortung mit 
„schwächeren“  und  peripheren  Regionen  entwickeln.“892  Der  Ansatz  der  großräumigen  Verantwortungsge‐
meinschaft  fokussiert dabei auf die Erzeugung eines Mehrwertes durch Komplementarität und versteht  sich 







nale Organisationsformen  und  für  eine wachsende  regionale  Steuerungskompetenz  gestärkt werden muss. 






ren  könnte,  vorhanden  ist,  sehen HAHNE/GLATTHAAR  trotz der nur eingeschränkt  vorhandenen ökonomischen 












































möglicht.“900  Deshalb wird  im Diskussionspapier  zu  den  neuen  Leitbildern  und  Handlungsstrategien  für  die 







such“, um auch die  ländlichen Räume am Leitbild „Wachstum und  Innovation“ teilhaben zu  lassen. Empirisch 
ließen  sich  keine Belege  für die  in den  Leitbildern  abgegrenzten Verantwortungsgemeinschaften  finden,  sie 
beruhten vielmehr auf interessensgeleiteter Setzung. BLOTEVOGEL fragt, ob es wirklich eine realistische Perspek‐



























































































formellen Kompetenz  immer nur durch Anreizinstrumente  (vgl. Kapitel 2.5.1.3) und  in gewissem Maße auch 
durch Angebot und Strukturierung (vgl. Kapitel 2.5.1.4) angestoßen werden. Die heutigen Modellvorhaben der 












graphischer Wandel  sowie  nachhaltige  Siedlungsentwicklung  im Mittelpunkt  standen,  können  die  Leitbilder 
„Daseinsvorsorge sichern“ und „Ressourcen bewahren, Kulturlandschaften gestalten“ bereits auf diesen Ergeb‐







bedarf  lässt  sich dahingehend  interpretieren, dass die Stabilisierungsregionen  zusammen mit den Metropol‐
kernen und den Wachstumsregionen  außerhalb der Metropolen  –  also  im Rahmen einer  großräumigen Ve‐
rantwortungsgemeinschaft – eine Lösung für ihre wirtschaftlichen Schwierigkeiten suchen sollen.922 Leitgedan‐




































































































nen.929 Dies  zeigt deutlich, dass dem Denkansatz der Mehrebenenverflechtung  in politischen Systemen  (vgl. 
Kapitel 2.5.3.1), in großräumigen regionalen Partnerschaften eine erhöhte Relevanz zukommt. 
MELZER nennt darüber hinaus gemeinsame Ziele, transparente Interessen und Nutzenerwartungen, grundsätzli‐











Oktober  2008  das  zusätzliche MORO‐Projekt  „Überregionale  Partnerschaften  in  grenzüberschreitenden Ver‐
flechtungsräumen – Innovative Projekte zur stadtregionalen Kooperation, Vernetzung und gemeinsamen groß‐
räumigen Verantwortung“  ins Leben gerufen. Auch diesem „Modellvorhaben  liegt der Ansatz zugrunde, groß‐
räumige  Kooperation  zwischen  unterschiedlich  strukturierten  Räumen  zu  initiieren  und weiterzuentwickeln. 




































































































































































Dabei  zeigt  sich, dass  sich die großräumige  regionale Kooperation von den anderen Kooperationen  in erster 
Linie dadurch unterscheidet, dass sie eine größere räumliche Entfernung zwischen den Kooperationspartnern 






























können,  die  Angelegenheiten  der  örtlichen  Gemeinschaft  eigenständig  zu  regeln.  Darüber  hinaus  sind  die 
Kommunen  und  Landkreise  (und  ihre  regionalen  Zusammenschlüsse  als  Regionalverband,  Planungsgemein‐
schaft  etc.)  als wesentliche Akteure  an Gemeindeordnungen und die weiteren  speziellen  kommunalen Vor‐























































Das Beispiel  in Tabelle 34  zeigt, dass die Auswirkungen  (outcomes) politischer Programme und Maßnahmen 












































































































































bewältigen, gleichzeitig  tragen  sie durch  ihre oftmals notwendigerweise komplexe  Institutionalisierung nicht 
zwangsweise zur Reduktion der Komplexität bei. Unumstritten ist dagegen, dass großräumige regionale Koope‐





stehung einer  solchen Kooperation und  zum Aufbau von Vertrauen unter den Akteuren benötigt.  In diesem 
Zeitraum  fallen  hohe  Transaktionskosten  an,  denen  anfangs  noch  kein  sichtbarer Nutzen  gegenüber  steht. 
Dieser wird  sich  erst  längerfristig  ergeben.  Zwar  ist diese Problematik  aus  interkommunalen Kooperationen 
bereits bekannt, sie wird sich aber durch die räumliche und akteursbedingte Komplexität großräumiger regio‐
















haft  zu  engagieren.  Großräumige  Kooperationen  durch  Zwang  zu  verordnen  scheint  wenig  erfolgsverspre‐
chend:  nicht  ohne  Grund  ist  auch  das  MORO‐Programm  „Überregionale  Partnerschaften“  lediglich  ein 
Anreizprogramm, das auf finanzielle und ideeller Förderung basiert. 
Die Frage der Subsidiarität (vgl. zur Subsidiarität in der interkommunalen Kooperation Kapitel 4.1.5.2) stellt sich 
in  großräumigen  Kooperationen  auf  andere Weise.  In den meisten  Fällen drängen die Akteure der unteren 
Ebenen auf die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips. Bei einer großräumigen Kooperation handelt es sich  im 














Die  in  interkommunalen  Kooperationen  oftmals  kritisierte  schwache  demokratische  Legitimation  und man‐
gelnde Partizipation (vgl. Kapitel 4.1.5.3)  lässt sich auch bei großräumigen regionalen Kooperationen  feststel‐
len, wo  sie mutmaßlich  noch  stärker  ausgeprägt  ist.  Eine  großräumige  regionale  Kooperation mit Akteuren 














Engagement  in einer solchen  Institution stark zurückgehen, da sie  ihre klar definierten  Interessen weniger di‐
rekt umsetzen können. 
Der Lastenausgleich und der Vorteils‐/Nachteilsausgleich stellt sich in großräumigen regionalen Kooperationen 
ebenfalls  schwieriger dar  als  in  „klassischen“  interkommunalen Kooperationen. Generell muss davon  ausge‐
gangen werden, dass alle Akteure ihrem Mandat und ihren Kompetenzen entsprechend handeln. In erster Linie 
werden sie allerdings ihren eigenen Nutzen zu maximieren suchen. Die Schaffung von Win/Win‐Situationen ist 
durch  den  oftmals  abstrakteren  und  schwer mess‐  und monetarisierbaren Nutzen  ungleich  schwieriger.  Er‐
schwert wird der Ausgleich zwischen den  Interessen auch dadurch, dass es nach rheinland‐pfälzischem Recht 
nicht  erlaubt  ist,  einen  Zweckverband  zur  Erfüllung  von  stark  unterschiedlichen  Aufgaben  zu  gründen  (§ 3 
ZwVG). Nach hessischem Recht bestehen dahingehend dagegen keine materiellen Einschränkungen. Aufgrund 
der unterschiedlichen Begabungen der kooperierenden Teilräume muss entweder auf sehr „weichen“ Feldern 




großräumigen  regionalen Kooperationen ebenfalls  schwieriger  zu bewerkstelligen als  in  räumlich  relativ eng 
gefassten  interkommunalen und  regionalen Kooperationen. Durch die größere Entfernung  kann es  zum Teil 
bereits zu Mentalitätsunterschieden zwischen den handelnden Akteuren kommen. Auch die unterschiedlichen 
strukturellen Ausgangsvoraussetzungen  können Quelle  für unterschiedliche Planungskulturen  sein: Während 
im  ländlich geprägten Raum  in den vergangenen  Jahren  stärker die Entwicklungskomponente der Raumord‐
nung betont wurde, stehen im Mittelpunkt der Planung in Ballungsräumen eher Verteilungskonflikte und damit 
einhergehend die ordnungspolitische Komponente der Raumordnung. Die Regionalentwicklung  in den  ländli‐





Nachdem  in Deutschland  bislang  keine  großräumigen  regionalen  Kooperationen  im  Sinne  der  vorliegenden 













































Anhand  der  Kategorisierung  der  Aufgabenfelder  zeigt  sich,  dass  im  Wesentlichen  die  drei  Bereiche  „Wirt‐
schaftsentwicklung“,  „Wissensgesellschaft“  und  „Raumentwicklung“  in  Angriff  genommen werden.  Auch  im 
Bereich  „Raumentwicklung“ handelt es  sich um  sehr  „weiche“ Themen. Die Clusterbildung und Branchenko‐





on Hamburg und  Fachkräftestrategie  in der Metropolregion  Sachsendreieck) handelt es  sich eher um einen 
entwickelnden und motivierenden als einen ordnungspolitischen Ansatz. Die Bildung und Vernetzung von Wis‐
sensclustern  im  Bereich  Life  Science  (Mittelhessen,  Metropolregion  Frankfurt  Rhein‐Main,  Metropolregion 
Rhein‐Neckar, Westpfalz)  fällt  ebenfalls  im Wesentlichen  unter  Erfahrungs‐  und  Informationsaustausch  und 
steht damit erst am Anfang der Institutionalisierung einer regionalen Kooperation (vgl. Kapitel 2.7.3.5). 






























































Eine besonders  interessante Organisationsform  zur großräumigen  regionalen Kooperation  stellt der Europäi‐
sche Verbund für territoriale Zusammenarbeit dar, welcher durch Rechtsverordnung der EU geregelt ist.938 Der 























Diese  relativ  flexible  Organisationsform  hat  lediglich  den  Nachteil,  dass  Akteure  aus  mindestens  zwei  EU‐
Staaten am EVTZ beteiligt sein müssen und sie sich somit zwar für grenzüberschreitende großräumige regionale 
Kooperationen  gut  eignet,  bei  Kooperationen  innerhalb  Deutschlands  allerdings  nicht  angewendet  werden 
kann. 
4.2.8. Erfolgsfaktoren großräumiger regionaler Kooperation 
Für großräumige  regionale Kooperationen  ist es noch wichtiger als  für  interkommunale Kooperationen, dass 
sich Promotoren und  starke Persönlichkeiten  finden und  für die Kooperation engagieren. Dabei  sind dies  im 
Idealfall Personen mit großer Integrationskraft aus den jeweiligen Teilräumen der Kooperation. Nur wenn akti‐


















































die  Evaluierungsmethode  und  einen  Evaluierungszeitplan  sollte  möglichst  bald  nach  der  Zieldefinition  ent‐































bzw. Räumen  impliziert, die es  schwieriger macht, die  spezifischen  Interessen und Befürchtungen einzelner, 
schwächerer Akteure zu übergehen. 












operation. Daraus  lässt  sich wiederum  ableiten, dass  es  für  großräumige  regionale Kooperationen  ebenfalls 
schwieriger ist, um Akzeptanz bei Verantwortlichen, Akteuren und Betroffenen zu werben.  
Aufgrund der großen Entfernung zwischen den einzelnen Kooperanden bei großräumigen regionalen Koopera‐
tionen  fehlt  vielfach  ein  gemeinsames Kooperationsklima, wie  es bei  interkommunaler Kooperation oftmals 
zumindest in Ansätzen vorhanden ist. Während es sich bei der interkommunalen Kooperation in der Regel um 
benachbarte Gemeinden handelt, die meist über  viele wirtschaftliche,  soziale,  kulturelle und  auch  familiäre 
Verflechtungen  verfügen,  kann  es bei  großräumigen  regionalen Kooperationen  zu  regelrechten Kulturunter‐
schieden  kommen. Dabei  können neben den  in Teilaspekten unterschiedlichen  Lebensweisen  in  städtischen 
Agglomerationen und  ländlichen Peripherieräumen auch Unterschiede  in der Mentalität der Menschen eine 





















können.942  Aber  auch  bei  den  Akteuren  anderer  Kooperationsebenen  (Landkreise,  Regio‐








Die Untersuchung der Voraussetzungen,  Erfolgsbedingungen und Hemmnisse  interkommunaler  Kooperation 











politisch‐administrative  System mit  seinen Wirkungen  (outputs)  und  Auswirkungen  (outcomes).  Der  Policy‐
Cycle lässt sich nahezu in idealtypischer Form auf den Entstehungsprozess einer großräumigen regionalen Ko‐
operation  übertragen. Dabei  sind  zwei  Ebenen  zu unterscheiden:  Einmal  der  Politikprozess  zur  Setzung der 
rechtlichen  Rahmenbedingungen  für  großräumige  regionale  Kooperationen  und  einmal  die  Entstehung  und 
Umsetzung  eines  konkreten  großräumigen  regionalen  Kooperationsprojektes.  Innerhalb  des  Policy‐Feldes 











im  Bereich  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Entwicklung,  Maßnahmen  der  Arbeitsmarktförderung  und  zur 
Förderung der Wissensgesellschaft im Allgemeinen. Bei den gemeinsamen Aktivitäten handelt es sich in erster 
Linie um Aktivitäten, die jede Region auch hätte gemeinsam bewältigen können. Ein Nutzen, der sich allein aus 
der  großräumigen Kooperation  generiert,  ist  (noch) nicht ersichtlich. Deshalb  ist  abzuwarten,  inwiefern  sich 





























Bei  der Auswahl  der Untersuchungsräume wurde bewusst  darauf  verzichtet, bestehende  Kooperationen  im 
Rahmen des MORO‐Forschungsprojekts zu untersuchen, sondern zu prüfen, ob großräumige regionale Koope‐
rationen auch  in anderen Teilen Deutschlands möglich  sind. Daher  fiel ausgehend vom Flughafen Frankfurt‐
Hahn die Wahl auf die Rhein‐Hunsrück‐Region und ihre Verknüpfungen zum Rhein‐Main‐Gebiet. 
Bei der Abgrenzung der Untersuchungsräume wurden  aus Gründen der  statistischen Vergleichbarkeit  Land‐








Verkehrsflughafen  ausgebaut  worden  ist.  Er  liegt  auf  der  Gemarkung  der  Ortsgemeinden  Hahn  und 
Lautzenhausen  der  Verbandsgemeinde  Kirchberg/Hunsrück  im  äußersten  Westen  des  Landkreises  Rhein‐
Hunsrück  (Sitz  der  Kreisverwaltung:  Simmern).943  Die  räumlich‐funktionalen  Verflechtungen  erstrecken  sich 

























































geren  Grenzen  (Landkreise  und  kreisfreie  Städte)  orientiert  und  mehr  die  funktionalen  Verflechtungen  im 
Raum berücksichtigt. Daher bietet sich für die vorliegende Untersuchung die „Metropolregion Frankfurt/Rhein‐













Darmstadt (HE)  Bergstraße (HE)  Main‐Kinzig‐Kreis (HE)  Aschaffenburg‐Land (BY) 
Frankfurt (HE)  Darmstadt‐Dieburg (HE)  Main‐Taunus‐Kreis (HE)  Miltenberg (BY) 
Offenbach (HE)  Fulda (HE)  Odenwaldkreis (HE)  Alzey‐Worms (RP) 
Wiesbaden (HE)  Gießen (HE)  Offenbach‐Land (HE)  Mainz‐Bingen (RP) 

























































Ländlicher Raum    Fulda (HE)   
Region Rhein‐Hunsrück 
Agglomerationsraum       
Verstädterter Raum    Bad Kreuznach (RP)  Cochem‐Zell (RP) 
  Birkenfeld (RP)  Rhein‐Hunsrück‐Kreis (RP) 













rationsräumen  rund  um Wiesbaden,  Frankfurt  und Darmstadt. Hinzu  kommen  verstädterte  Räume  höherer 
Dichte rund um die Städte Aschaffenburg, Mainz und Worms. Im Norden schließt sich mit der Planungsregion 
Mittelhessen  (Landkreise Gießen,  Limburg‐Weilburg  und Vogelsbergkreis  innerhalb  der Metropolregion)  ein 
verstädterter Raum mittlerer Dichte ohne große Oberzentren an.  Im äußersten Nordosten befindet  sich mit 
dem Landkreis Fulda (Planungsregion Nordhessen) ein ländlicher Raum höherer Dichte.  
Die Region Rhein‐Hunsrück besitzt  kein herausragendes  Zentrum und  ist dem Grundsatz nach eher  ländlich 






































































































Insgesamt hat  sich die Anzahl der Einwohner  im  zehnjährigen Betrachtungszeitraum  von 1997 bis 2007 nur 


































































Der  altersstrukturelle  Aufbau  ist  in  den  beiden Untersuchungsräumen  leicht  unterschiedlich.  In  der  Region 
Rhein‐Hunsrück ist der Anteil der jungen Menschen (unter 20 Jahren) mit 20,5 % etwas höher als in der Metro‐
polregion Frankfurt/Rhein‐Main mit 19,7 % (2007). Der Anteil der Bevölkerung zwischen 20 und 65 Jahren  ist 
hingegen  in der Metropolregion mit 61,4 % höher als  in der Region Rhein‐Hunsrück  (58,2 %). Der Anteil der 































4,9 %). Während  innerhalb der Region Rhein‐Hunsrück  keine wesentlichen Unterschiede bestehen,  sind die 
Rückgänge  innerhalb der Metropolregion Frankfurt/Rhein‐Main  je nach siedlungsstrukturellen Regionstyp un‐















































































































Für die Metropolregion Frankfurt/Rhein‐Main  ist bis zum  Jahr 2020  (ausgehend vom  Jahr 2004) ein Bevölke‐
rungswachstum von 2,3 % prognostiziert. Das Wachstum  ist unterschiedlich auf die verschiedenen Regionsty‐
pen verteilt: Während die Einwohnerzahl des Agglomerationsraums um 2,7 % wachsen soll, wächst sie im ver‐





Einwohnerzahl des  verstädterten Raumes wächst um 0,1 %, die des  ländlichen Raums  in der Region Rhein‐
Hunsrück um 0,7 %  (vgl. Abbildung 42). Der stärkste Zuwachs wird mit 3,0 %  im Landkreis Bad Kreuznach er‐
















































Höherer  Anteil  an  Unter‐20‐
Jährigen,  homogene  Verteilung 
über die Region 
Bevölkerungsprognose  Positive  Entwicklung  bis  2020 
(+2,3 %),  leichte  Abnahmen  im 
ländlichen Raum 









Bevölkerungsdichte Stark  divergierende  Bevölkerungs‐
dichte innerhalb der Region 
Altersstruktur  Niedrigerer  Anteil  an  Unter‐20‐
Jährigen,  große  Unterschiede  in‐
nerhalb der Region 










































































































Main  ebenfalls  eine höhere Pro‐Kopf‐Bruttowertschöpfung  (2006:  ca. 31.600  Euro)  als  in der Region Rhein‐
Hunsrück (2006: ca. 20.200 Euro). Dabei finden sich innerhalb der Region Frankfurt/Rhein‐Main größere Streu‐
ungen: im Agglomerationsraum liegt die Bruttowertschöpfung pro Kopf mit 34.800 Euro (2006) deutlich höher 









in  der  Metropolregion  Frankfurt/Rhein‐Main  Diskrepanzen:  68 %  der  Bevölkerung  erwirtschaften  75 %  der 














































































Betrachtet man das Bruttoinlandsprodukt nach  raumstrukturellen Regionstypen,  so  zeigt  sich, dass es  in der 
Region Frankfurt/Rhein‐Main im Jahr 2006 zu ungefähr drei Vierteln im Agglomerationsraum erzeugt wurden, 
weitere  21 %  im  verstädterten  Raum  und  lediglich  knapp  4  %  im  ländlichen  Raum.  In  der  Region  Rhein‐
Hunsrück  trägt der verstädterte Raum mit 78 %  zur Bruttowertschöpfung des  Jahres 2006 bei, der  ländliche 
Raum mit 22 % (vgl. Abbildung 49). 






























Main  ebenfalls  ein höheres Pro‐Kopf‐Bruttoinlandsprodukt  (2006:  ca. 35.000  Euro)  als  in der Region Rhein‐
Hunsrück (2006: ca. 22.400 Euro). Dabei finden sich innerhalb der Region Frankfurt/Rhein‐Main größere Streu‐
ungen: im Agglomerationsraum liegt das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf mit 38.600 Euro (2006) deutlich höher 








Setzt man das Bruttoinlandsprodukt  in Bezug  zur Bevölkerungsverteilung  auf die Raumstrukturtypen  zeigen 
sich in der Metropolregion Frankfurt/Rhein‐Main Diskrepanzen: 68 % der Bevölkerung erwirtschaften 75 % des 































Als  erwerbstätig werden  alle  Personen bezeichnet, die  als Arbeitnehmer  in  einem Arbeitsverhältnis  stehen. 
Dazu gehören die Gruppen der Arbeiter, Angestellten, Beamten, Soldaten und Auszubildenden sowie Selbstän‐
dige einschließlich deren mithelfende Familienangehörige, die ein Gewerbe, Landwirtschaft oder einen freien 
Beruf betreiben. Vom Beschäftigungsumfang werden  auch  geringfügig Beschäftigte  sowie Heimarbeiter und 
Zusatzjobs („Ein‐Euro‐Jobs“) zu den Erwerbstätigen gezählt.948 





















































furt/Rhein‐Main 68 % der Erwerbstätigen  im Agglomerationsraum, 28 %  im verstädterten Raum und  lediglich 
4 %  im  ländlichen Raum.  In der Region Rhein‐Hunsrück  ist der Anteil der Erwerbstätigen mit 79 %  in den ver‐
städterten Räumen deutlich höher, 21 % der Erwerbstätigen arbeiten im ländlichen Raum (Abbildung 53). Da‐
































im Dienstleistungsbereich auf  (77 %) als die Region Rhein‐Hunsrück  (69 %).  Im  industriellen Sektor weist die 
Region  Rhein‐Hunsrück  2006  anteilsmäßig  dagegen  einen  höheren  Erwerbstätigenbesatz  auf  (27 %)  als  die 
























































Wird die Entwicklung  im Zeitverlauf 1997‐2006 betrachtet, so zeigt sich  in der Metropolregion  in den  Jahren 
zwischen 1997 und 2001 eine Steigerung der Zahl der Erwerbstätigen im primären Sektor um insgesamt 3,9 %, 
danach sinkt sie stetig bis zum Jahr 2005 auf 97,4 % des Werts des Jahres 1996. Danach steigt sie minimal um 

































anteilig  höhere  Konzentrationen  auf.  Während  in  den  Agglomerationsräumen  der  Metropolregion  Frank‐
furt/Rhein‐Main 68 % aller Menschen dieser Region leben, aber nur 52 % der Arbeitsplätze im primären Sektor 
zu finden sind, sind es in den verstädterten Räumen 28 %/40 % und in den ländlichen Räumen 4 %/8 %. In der 



































auf 2,2 %,  im  ländlichen Bereich nahezu kontinuierlich  insgesamt um 0,7 Prozentpunkte auf 2,6 %zurück.  Im 
























































































im Agglomerationsraum beschäftigt, 29 %  im verstädterten Raum und 5 %  im  ländlichen Raum.  In der Region 





4 % gegenüber 5 %.  In der Region Rhein‐Hunsrück  sind die Unterschiede etwas deutlicher:  Im verstädterten 
Raum der Region  leben  79 % der Bevölkerung, dem  stehen  74 % der  im  sekundären  Sektor  Erwerbstätigen 
gegenüber, im ländlichen Raum sind es 21 % gegenüber 26 %. 


































der Region Frankfurt/Rhein‐Main auf. Hier sank der Anteil von 26,6 %  im  Jahr 1997 auf 19,9 %  im  Jahr 2006. 




aufwiesen als  ihre Pendants  in der Region Rhein‐Hunsrück,  sank er  im Rahmen des generellen Rückgangs  in 
diesen Regionen  jedoch stärker, sodass  im  Jahr 2006 der Anteil  in den verstädterten und  ländlichen Räumen 
der Region Rhein‐Hunsrück über denen der siedlungsstrukturell gleich eingeordneten Räume der Region Frank‐
furt/Rhein‐Main liegt (vgl. Abbildung 62).  















































an.  In der Region Frankfurt/Rhein‐Main  folgte auf eine starke Wachstumsphase zwischen 1997 und 2001  im 





























Erwerbstätigen  im Dienstleistungsbereich  im  Agglomerationsraum  beschäftigt,  24 %  im  verstädterten  Raum 
und  lediglich 4 %  im  ländlichen Raum.  In der Region Rhein‐Hunsrück arbeiteten 80 % der Erwerbstätigen  in 
verstädterten Bereichen und lediglich 20 % in ländlichen Räumen (vgl. Abbildung 65).  
Im tertiären Sektor sind die Beschäftigten auf die einzelnen siedlungsstrukturellen Regionstypen in der Region 
Rhein‐Hunsrück  im gleichen Verhältnis  verteilt wie die Bevölkerung.  In der Metropolregion  Frankfurt/Rhein‐


























































































































































mit 7,3 % die höchste, der  ländliche Raum  in der Region mit 4,2 % die niedrigste Arbeitslosenquote auf.  Im 
Betrachtungszeitraum 2001‐2007 zeigt sich eine interessante Entwicklung. Während 2001 die Arbeitslosenquo‐
te  in der Metropolregion Frankfurt/Rhein‐Main mit 6,0 % noch deutlich unter der der Region Rhein‐Hunsrück 
lag  (7,0 %),  liegt sie 2007 mit 7,2 % um einen Prozentpunkte höher als  in der Region Rhein‐Hunsrück  im glei‐
chen  Jahr.  Innerhalb der Region Frankfurt/Rhein‐Main gibt es  zwischen den einzelnen  siedlungsstrukturellen 
Regionstypen bis 2007 keine wesentlichen Unterschiede in der Entwicklung. Lediglich der ländliche Raum die‐








































Bruttowertschöpfung Stabile  positive  Entwicklung  1997‐
2006 
Stabile  positive  Entwicklung  1997‐
2006,  homogene  Verteilung  zwi‐
schen den Raumstrukturtypen 
Bruttoinlandsprodukt  Stabile  positive  Entwicklung  1997‐
2006 
Stabile  positive  Entwicklung  1997‐

















Bruttowertschöpfung Heterogene  Verteilung  zwischen 
den Raumstrukturtypen 




















tem  am  besten  abschneidet,  scheint  eine  diversifizierte Wirtschaftsstruktur  von  großer  Bedeutung  zu  sein. 
Dabei kann vor allem das produzierende Gewerbe eine wichtige Stütze sein. 















































































































































Rang  Flughafen  Passagiere    Rang  Flughafen  Fracht [t] 
1  Frankfurt (FRA)  50.932.840  1  Frankfurt (FRA)  1.917.227 
2  München (MUC)  32.681.067  2  Köln/Bonn (CGN)  562.036 
3  Düsseldorf (DUS)  17.793.493  3  Leipzig/Halle (LEJ)  524.084 
4  Berlin‐Tegel (TXL)  14.180.237  4  München (MUC)  242.149 
5  Hamburg (HAM)  12.229.319  5  Frankfurt‐Hahn (HHN)  174.665 
6  Köln/Bonn (CGN)  9.739.581  6  Düsseldorf (DUS)  65.594 
7  Stuttgart (STR)  8.934.493  7  Hamburg (HAM)  31.595 
8  Berlin‐Schönefeld (SXF)  6.797.158  8  Stuttgart (STR)  25.011 
9  Hannover (HAJ)  4.969.799  9  Berlin‐Tegel (TXL)  18.842 
10  Nürnberg (NUE)  3.965.743  10  Hannover (HAJ)  11.492 





Interessant zu beobachten  ist, dass  jedes neue Flugziel und  jede neu angekündigte Charterfluglinie auf politi‐
scher Ebene als großer Durchbruch  zu einem Drehkreuz mit nahezu  internationalen Dimensionen  regelrecht 
gefeiert wird. So wurde zum Beispiel im Frühjahr 2009 das grundsätzliche Interesse der Fluggesellschaft „Emira‐
tes“ pressewirksam von Ministerpräsident Kurt Beck vermarktet,961 der Rückzug der Fluglinie im Sommer 2009 




2015  aufgestellte Prognose  im Auftrag der  Flughafen  Frankfurt‐Hahn GmbH erwartete 4,24 Mio. Passagiere 














































festgehalten.  Die  Verbindungsspange  zwischen  Langenlonsheim  und  Gensingen‐Horrweiler  für  eine  direkte 
Strecke  vom  Flughafen nach Mainz ohne Umweg über Bingen wird  zunächst  zurückgestellt, da  sie nur  eine 
Fahrzeitverkürzung um wenige Minuten bringt.968  Im Dezember 2014  soll die  Strecke  in Betrieb genommen 



































Direkt  2.315  2.431  6.461  5.850 
Indirekt  2.233  2.579  9.691  8.190 
Induziert  968  1.008 
Summe  5.516  6.018  16.152  14.040 
Produktionswert  
[Mio. €] 
Direkt  208,9  226,9  603,0  631,2 
Indirekt  247,7  291,2  1.025,1  1.009,9 
Induziert  89,3  95,4 
Summe  545,9  613,5  1.628,1  1.641,1 
Bruttowertschöpfung 
[Mio. €] 
Direkt  109,0  112,0  297,7  329,3 
Indirekt  118,9  141,2  506,1  494,0 
Induziert  46,0  50,8 
Summe  273,9  304,0  803,8  823,3 
Lohn‐ und Gehalts‐
summe [Mio. €] 
Direkt  47,2  48,2  128,1  142,6 
Indirekt  51,1  59,6  217,8  213,9 
Induziert  20,1  27,4 
Summe  118,4  135,2  345,9  356,5 
Auftragsvolumen  
[Mio. €] 
Vorleistungen  99,9  114,9     
Investitionen  45,5  55,3     
Gesamtwirtschaftliche 
Multiplikatoren 
Einkommensmultiplikator  1,5  1,7     
Beschäftigungsmultiplikator  1,4  1,5     
Regionaler Beschäftigungseffekt [Erwerbstätige]  1.630  1.718  4.523  4.095 
Regionale Einkom‐
menseffekte [Mio. €] 
Produktionswert  168,5  181,4  482,4  505,0 
Bruttowertschöpfung  83,0  91,1  238,2  263,4 
Lohn‐ und Gehaltssumme  35,9  42,5  102,5  114,1 
Regionale Multiplika‐
toren 
Einkommensmultiplikator  0,8  0,8     
Beschäftigungsmultiplikator  0,7  0,7     
Beschäftigungseffekt des Incoming‐Tourismus für 
Rheinland‐Pfalz [Erwerbstätige] 





Produktionswert  105,7  133,7     
Bruttowertschöpfung  54,1  74,1     
Lohn‐ und Gehaltssumme  34,5  36,0     
Fiskalische Effekte für 
Deutschland [Mio. €] 





















AG  (Betreibergesellschaft des Flughafens Frankfurt/Main) und zu  jeweils 17,5 %  im Besitz der Länder Hessen 
und Rheinland‐Pfalz. Als die Fraport AG als Mehrheitsgesellschafter eine passagierbezogene Abgabe  („Hahn‐































Ein  Neubau  des  Terminals  am  Flughafen  Frankfurt‐Hahn  ist  derzeit  nicht  geplant.  Nach  dem  Ausstieg  der 













ein  „Hahn Airport Park“ mit Angeboten  für  Freizeit und Naherholung angeregt.981 Weitere Gutachter  sehen 
dagegen die Wirtschaftlichkeit nur für Systemgastronomie und ein weiteres Hotel, solange die Passagierzahlen 
nicht deutlich  steigen und weiterhin  lediglich Billigflieger vom Flughafen Hahn  starten.982 Nach Angaben des 
Wirtschaftsministers  ist  kein  Factory‐Outlet‐Center und  auch  kein  klassisches  Einkaufszentrum  geplant,  viel‐
mehr soll ein „neuartiger Erlebnis‐Einkauf“ angestrebt werden, der mit seinem gehobenen Warenangebot und 
seinem großen Freizeit‐ und Gastronomieanteil dem Einzelhandel in der Region nicht schade.983 


















































wicklung  kritisch. Während  in der Anfangszeit nach dem Abzug der US‐Militärs die  Förderung noch  sinnvoll 




















































































































Zweck des Vereins996  ist  insbesondere die Schaffung einer regionalen  Identität  im nördlichen Rheinland‐Pfalz. 




















































in der Region Trier durch,  soweit diese  im Rahmen der übergemeindlichen und  interinstitutionellen  Zusam‐
menarbeit der Gebietskörperschaften des öffentlichen Rechts, der Wirtschaftskammern, der beteiligten Unter‐
























































und  Standortmarketing)  und  die  gemeinsamen  Interessen  gegenüber  dem  Land  Rheinland‐Pfalz  gebündelt 



































































Die  ländliche  Entwicklung  im Untersuchungsgebiet  (vgl. Abbildung  27,  S.  184), welche  durch  die  ehemalige 








Hinzu kommt das rheinland‐pfälzische  ILE‐Gebiet „Soonwald‐Nahe“  für das 2005/2006 ein  integriertes  ländli‐




































































Das Leitbild der  ländlichen Entwicklung  im Gebiet der LAG Vulkaneifel, welches  im  lokalen  integrierten  ländli‐
chen Entwicklungskonzept1020 festgelegt wurde,  lautet „Region Vulkaneifel – Leben, arbeiten und erholen, wo 





































































den  im äußersten Nordwesten des  für die vorliegende Arbeit  relevanten Untersuchungsraums umfasst. Des‐
halb soll sie an dieser Stelle nur kurz beschrieben werden. 





































































































































































































































Die  Energiedienstleistungsgesellschaft  Rheinhessen‐Nahe  mbH  (EDG)  betreibt  in  erster  Linie  „Contracting“, 
teilweise auch unter dem Schlagwort  „Energie‐Einspar‐Contracting“ bekannt. Auf Basis  langfristiger Verträge 
übernimmt die die Energieversorgung von Objekten. Die vorhandenen Energieversorgungsanlagen werden von 
































































von  Straßen  sowie  die  Herstellung  und  Erneuerung  von  Ver‐  und  Entsorgungsleitungen  einschließlich  der 
Stromversorgung – von der Planung über die Verwirklichung bis zur gesamten  finanziellen Abwicklung. Maß‐




































lungskonzept, das  von der  Landesebene  in Auftrag  gegeben wurde,  könnte  die Arbeitsgemeinschaft manch 









das  Land  Rheinland‐Pfalz  (60 %),  die  IRP  Immobiliengesellschaft  Rheinland‐Pfalz  GmbH  (Mainz,  15 %),  die 
TRIWO AG  (15 %,  Trier), die  FIRU  Forschungs‐  und  Informationsgesellschaft  für  Fach‐  und  Rechtsfragen  der 
Raum‐  und  Umweltplanung mbH  (5 %,  Kaiserslautern)  und  der  Zweckverband  Flughafen  Hahn  (5 %,  Kirch‐
berg/Hunsrück). Das Stammkapital beträgt 250.000 €.1044 Gegenstand des Unternehmens  ist die Planung, Er‐







5.5. Vorhandene  Ansätze  regionaler  Kooperation  zwischen  der  Region  Rhein­
Hunsrück und dem Ballungsraum Frankfurt/Rhein­Main 
5.5.1. Vorhandene Kooperationen und Verflechtungen 








der Region Rhein‐Hunsrück  im Rhein‐Main‐Gebiet engagieren. Diese  tatsächlichen Verflechtungen  (Wohnort‐





















Dabei  ist  allerdings  festzuhalten,  dass  weder  das Obere  Mittelrheintal  noch  die  südöstlichen  Bereiche  des 
Landkreises Bad Kreuznach zu den engeren Ausstrahlungsbereichen der Entwicklung am Flughafen Frankfurt‐
Hahn gehören und der östliche Bereich des Landkreises Bad Kreuznach aufgrund seiner Nähe zu den Zentren 































































einer  zustimmenden  Haltung  des  BVerwG  zum  Nachtflugverbot  –  dem  Flughafensystem  Frank‐
furt/Main/Frankfurt‐Hahn wieder weiterverfolgt werden könnte. 
5.5.2. Gründe für die bislang nur geringe Kooperation zwischen den Regionen 
Die Gründe  für die bislang nur  in geringem Maße vorhandenen  institutionalisierten Kooperationen  zwischen 
den Regionen Rhein‐Main und Rhein‐Hunsrück (vgl. Kapitel 5.5.1) sind sowohl innerhalb als auch außerhalb der 
beteiligten Regionen zu suchen. 
Beiden Regionen  ist gemeinsam, dass  sie  selbst nur wenig  (Rhein‐Hunsrück‐Region) bzw. nicht unumstritten 







































sowie die Nutzung der  Impulse  für gewerbliche Nutzungen auf dem Flughafengelände und den Tourismus  in 







Sie  ist  vielmehr  im  Sinne der Regionalwissenschaft ein  intellektuelles Konstrukt, das durch die Auswahl  von 
Identifikations‐  und  Abgrenzungskriterien  bezogen  auf  einen  bestimmten  Tatbestand  erzeugt  wird.1062  Das 
gemeinsame Problem – oder in diesem Fall eher eine Chance – ist die dynamische Entwicklung des Flughafens 
Hahn und seine Auswirkungen  im Hunsrück. Neben den Wirkungen, die durch diese Entwicklung auf die an‐
grenzenden  Landkreise  ausgehen,  werden  der  Belegenheitslandkreis  und  die  weiteren  vier  angrenzenden 
Landkreise  allerdings  kaum  durch  andere  raumrelevante Aspekte  (z. B.  gemeinsame  Pendlerverflechtungen, 































































Dort  existieren  ebenfalls  viele  unterschiedliche  Kooperationsformen  in  den  einzelnen  Themenfeldern,  auch 
wenn trotz der Polyzentralität im Rhein‐Main‐Gebiet ein stärkerer Mittelpunkt in Form der Stadt Frankfurt, auf 
die sich viele Aktivitäten ausrichten, wahrzunehmen ist. Zur Diskussion um die verschiedene Regionsorganisati‐
onen und Verfasstheiten  sei  auf die  ausführliche Darstellung bei  SCHAFFER/SCHECK1063 hingewiesen. Dort  sind 
auch  die  intraregionalen  Kooperationen  des  Rhein‐Main‐Gebiets  ausführlich  dargestellt.  Teilweise  merken 

























Institutionen  auf  gleicher  Ebene  (vgl.  Kapitel  5.5.2).  Als  Ansatz  für  eine  Selbstfindung  der  Region  Rhein‐
Hunsrück bietet  sich – ausgehend von der dynamischen Entwicklung am Flughafen Frankfurt‐Hahn – die Ar‐
beitsgemeinschaft der Landkreise um den Flughafen Hahn an (vgl. Kapitel 5.4.7.2). Deren Umgriff deckt mit den 










von  den  regionalen  Planungsgemeinschaften  unterstützt werden  –  bereits  zu  großräumige  definiert  und  es 
wäre  sinnvoller,  den  bestehenden  Zweckverband  der  Kommunen  (vgl.  Kapitel  5.4.7.1)  räumlich  um  einige 
kommunale Gebietskörperschaften auszudehnen. Dies hätte den Vorteil, dass nur Gemeinden Mitglied wären, 
die  von  der  Entwicklung  am  Flughafen Hahn  unmittelbar  betroffen  sind  und  der  Tatsache  entgegengewirkt 








Umweltauswirkungen  des  Flughafens)  eingehen  und  darf  sich  nicht  in  unrealistischen  Zielvorstellungen  er‐






nalplan  und  den  regionalen  Flächennutzungsplan  vom  Januar  20051066,  Themenwelten  „Ewiger Drehpunkt“, 




















Der Planungsverband Ballungsraum Frankfurt/Rhein‐Main (PVFRM)  ist zwar eine starke  Institution  im Kernge‐
biet der Metropolregion Frankfurt/Rhein‐Main, allerdings vertritt er nicht alle Gemeinden der Metropolregion. 
Zudem befindet er sich als regionale Organisation  in einem parteipolitischen Spannungsfeld zur  Institutionali‐















AG der  Landkreise  rund um den  Flughafen Hahn  könnten die drei  regionalen  Planungsgemeinschaften  (vgl. 
Kapitel  5.4.1.1)  mit  Unterstützung  der  obersten  Landesplanungsbehörde  ein  Konzept  zur  Anknüpfung  der 






eine  Zusammenarbeit möglich  ist. Der  Initiative  Region Mittelrhein  obliegt  zur  Erreichung  ihrer  Zielsetzung 
insbesondere die konzeptionelle Vorbereitung, Unterstützung, Betreuung und Umsetzung überörtlich bedeut‐
samer Projekte,  in den  für eine gedeihliche  regionale Entwicklung wichtigen Aufgabenfeldern und dies auch 
insbesondere mit den Nachbarregionen, wenn  es der  grundsätzlichen  Zielsetzung dient.1071 Die  Satzung des 





































Ein  Ansatzpunkt  für  die  Abfederung  verkehrlicher Überlastungserscheinungen  in Metropolregionen war  die 
Kooperation zwischen den Flughäfen Frankfurt/Main und Hahn. Allerdings ist derzeit nicht klar, wie und ob sich 
die Zusammenarbeit zwischen den beiden Flughafengesellschaften Fraport AG nochmals entwickeln wird.  
Das Zukunftskonzept der  rheinland‐pfälzischen Landesregierung  für den Flughafen Hahn  (vgl. Kapitel 5.3.2.5) 
sieht zudem vor, einen Fracht‐ und Logistikpark am Flughafen Hahn einzurichten.  In  jedem Fall wird sich da‐
durch und zusammen mit dem Hochmoselübergang  (vgl. Kapitel 5.3.2.2) die Umweltbelastung  in der Region 
Rhein‐Hunsrück erhöhen, da  sie  sich  verstärkt  zu einem Transitraum  zwischen den ARA‐Häfen  (Amsterdam, 
Rotterdam, Antwerpen) und dem Rhein‐Main‐Gebiet entwickeln wird. Ob sich dadurch allerdings Entlastungs‐
effekte für das Rhein‐Main‐Gebiet ergeben werden, darf bezweifelt werden. Meist werden technische Einspa‐
rungen  (Verkürzung der Reisezeit) durch  verstärkte menschliche Aktivitäten wieder  ausgeglichen  (Rebound‐























die Gesellschafterstruktur  inhaltlich  und  räumlich  zu  erweitern,  da  diese Gesellschaft  bereits  direkt  an  der 
Schnittstelle der beiden Untersuchungsregionen liegt. 













durch  entsprechende  Werbung  dafür  Sorge  tragen,  viele  Besucher  und  Touristen  aus  der  Metropolregion 









5.7. Übertragbarkeit  der  empirischen  Ergebnisse  auf  andere  Regionen  und  die 
großräumige regionale Kooperation im Allgemeinen 














































































wortungsgemeinschaften  bzw.  der  überregionalen  Partnerschaften.  Während  der  Begriff  der  Partnerschaft 
bzw. Verantwortungsgemeinschaft über die  gegenseitige Abhängigkeit hinaus einen moralischen Aspekt der 
Verpflichtung intendiert, der demokratie‐ und legitimationstheoretisch nicht einfach zu begründen ist, beinhal‐








seitiger Win/Win‐Situationen,  einen Nutzenaustausch und  –  in  einem  späteren  Stadium  –  eine  folgerichtige 




















































stellen,  inwiefern  eine  ausgleichs‐  oder  eine  wachstumsorientierte  Raumentwicklungspolitik  sinnvoller  ist. 
Dabei handelt es sich aber nicht nur um Grundlagenforschung, sondern vor dem Hintergrund von Grund‐ und 




großräumigen  regionalen  Kooperationen  politisch weiterverfolgt werden  soll,  um  die  „solidarische  Partner‐
schaft zwischen Stadt und Land“ auszubauen oder als Alternative auf die Ausstrahlung der Zentren mit  ihren 
anonymen Sickereffekten zu setzen. 
Aus dem Blickwinkel der Policy‐Forschung  stellt  sich die  Frage, wie die Umsetzung  großräumiger  regionaler 
Kooperationen begleitet werden kann. Hierbei  spielt weniger die eigentliche policy eine Rolle,  sondern viel‐
mehr der Prozess der Politikgestaltung (politics). Dabei gilt es zu klären, inwiefern die Form des Politikprozesses 





und erforscht werden,  inwiefern Neugliederungen der Bundesländer  (als Urform der  regionalen Kooperation 
und auch Verantwortungsgemeinschaft) und  im kleinräumigeren Zusammenhang eine Vereinfachung der Ge‐
meindestrukturen  sinnvoll  sind.  Die  Bedeutung  und  Ausgestaltung  des  Subsidiaritätsprinzips  stellt  hier  die 
größte  Herausforderung  dar.  Dabei  sind  sowohl  Verwaltungswissenschaft  zur  Ausarbeitung  der materiellen 
Grundlagen als auch die Policy‐Forschung zur Umsetzung des Prozesses in Politik und Gesellschaft gefordert.  
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